
EM vor den Toren 
der Schweiz
Morgen treffen über 200 EM-Teilneh-
mende in Basel ein. Nach einem grenz-
überschreitenden Lauf gegen Rassismus 
bewegen sie sich am 23. Juni gemeinsam 
nach Bern und Wünnewil (24. Juni) und 
ziehen schliesslich weiter in Richtung 
Italien. Gestartet sind die Läufer_innen 
am 02. Juni in Brüssel, in insgesamt 31 

Tagen werden sie zahlreiche Länder Eu-
ropas durchqueren. Anlässlich dieses 
denkwürdigen Ereignisses berichtet die 
Redaktion in der „31-Tage“ EM-Sonder-
ausgabe über Aktuelles, Geschichte und 
Hintergründe. 
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SCHWEIZ. Bereits seit 18 Tagen 
bewegt sich der Europäische 
Marsch der Sans-Papiers 
und Migrant_innen (EM) 
lautstark durch verschiede-
ne europäische Länder. Mit 
Trommeln und Transparen-
ten zogen Sans-Papiers, Mi-
grant_innen und Unterstüt-
zende durch die Strassen von 

Brüssel, Maastricht, Luxem-
burg, Schengen und anderen 
europäischen Städten. Sie 
wollen damit der Forderung 
nach dem Recht auf Bewe-
gungs- und Niederlassungs-
freiheit für alle Gehör ver-
schaffen. Nun rufen sie auch 
die Bewohner_innen der 
Schweiz zur Solidarität, Un-

terstützung und zur Teilnah-
me am Marsch auf, um somit 
gemeinsam gegen Rassismus 
und für die Würde und Rech-
te von Sans-Papiers und Mig-
rant_innen zu kämpfen.
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Die EM-Teilnehmenden passieren am 02. Juni die erste Grenze.

Bern 9

Verschärfungen des 
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EM der Sans-Papiers und 
Migrant_innen

EUROPA. Verläuft alles 
nach Plan, erreicht der 
Europäische Marsch der 
Sans-Papiers und Mig-
rant_innen am 21. Juni 
2012 die Schweiz (Basel). 
Als erste Etappe wurde 
am 3./4. Juni 2012 Brüssel 
mit dem Hauptsitz der Eu-
ropäischen Union gemeis-
tert. Seither durchquerte 
der Marsch halb Europa. 
Unterwegs wird die Bewe-
gungsfreiheit aller Men-
schen nicht nur Schritt für 
Schritt eingefordert, son-
dern auch gelebt.

Eine Menschenmenge 
schlängelt sich durch die 
engen Gassen von Hénin-
Beaumont (Frankreich). 
Das Kamerabild nähert 
sich einem Strassenschild 
mit der Inschrift „Rue 
de l`humanité“ – Strasse 
der Menschlichkeit. Da-
nach folgt die Kamera der 
Menschenmenge, die vor-
wiegend aus Schwarzafri-
kaner_innen besteht. Alle 
Demonstrierenden tra-
gen T-Shirts mit der Auf-
schrift: „Liberté de cir-
culation et d`installation 
pour tous!“ Die Kamera 
hat sich mittlerweile in 
den Demonstrationszug 
eingereiht. Begleitet wer-
den die Demonstrieren-
den von hypnotischen 
Trommelschlägen. Aus dem 
tranceartigen Zustand er-

wacht der Betrachter bei 
Erscheinen eines Unterti-
tels im Kamerabild: „Les 
Sans-Papiers sont dans 
les rues!“ Das Video auf 
der Homepage der Inter-
nationalen Koalition der 
Sans-Papiers und Mig-
rant_innen (IKSM) kün-
digt an: Der Marsch hat 
seinen Lauf genommen. 
Über einen Zwischen-
stopp in Hénin-Beaumont 
führt er von Paris zur ers-
ten Etappe in Brüssel.

Der Marsch richtet sich 
unter anderem an die 
EU. Dies wird durch die 
Wahl der Route verdeut-
licht: Von Brüssel (Haupt-
sitz der EU) aus führt der 
Marsch über Maastricht 
(Gründungsort der heuti-
gen EU) nach Strasbourg 
(Sitz des Europäischen 
Parlaments). Die IKSM 
prangert die repressiven 
Gesetze in der EU an. 
Migrant_innen werden 
in Lagern eingepfercht, 

in Gefängnissen wegge-
sperrt und auf brutalste 
Art und Weise ausge-
schafft. Mit der Einfüh-
rung des Schengen-Dub-
lin-Abkommens und der 
Einsetzung der Frontex 
erhält die Repression eine 
neue, noch unmenschli-
chere Dimension. Deshalb 
wurde als weitere Etappe 
des Marsches Schengen 
(Luxembourg) gewählt. 
Hier wurde das Schen-
gen-Abkommen unter-

Am 02. Juni 2012 begann der Marsch in Brüssel. Über Zwischenetappen in Maastricht, Schengen, Florange, Metz, Verdun, 
Mannheim, Heidelberg, Freiburg erreichen die EM-Teilnehmenden voraussichtlich am 21. Juni die Schweizer Grenze (=6. Grenz-
überschreitung). Über Basel, Bern, Wünnewil marschieren die Teilnehmenden nach Turin und schl iesslich nach Strasbourg, wo 
die europäischen Institutionen am 02. Juli mit den Forderungen der IKMS konfrontiert werden soll en. 

zeichnet. Dieses sieht den 
Abbau der Kontrollen an 
den gemeinsamen Gren-
zen und die Einführung 
des freien Personen- und 
Warenverkehrs innerhalb 
der EU vor. Dieses Recht 
gilt jedoch nicht für alle. 
Für Migrant_innen von 
Drittstaaten erscheint die 
EU als eine einzig grosse 
Festung. Wer es schafft, 
die Grenzen zu überque-
ren, wird mit einer gewal-
tigen Repressionsmaschi-

nerie konfrontiert. Der 
Marsch protestiert gegen 
eine solche EU. Die Ak-
tivist_innen fordern Be-
wegungs- und Niederlas-
sungsfreiheit für alle, die 
globale Regularisierung 
aller Sans-Papiers, Bür-
gerschaftsrechte am Auf-
enthaltsort, Schutz und 
Respekt für Asylsuchen-
de, für Sinti und Romas.
Die IKSM greift auch die 
aktuelle wirtschaftliche 
Lage in Europa auf. Denn 
die ökonomische Krise 
erfasst in erster Linie 
Menschen in prekären 
Lebenslagen, Migrant_in-
nen, insbesondere Sans-
Papiers zählen zu ihnen. 
Überall in Europa ant-
worten Regierungen mit 
Sparprogrammen, utilita- 
ristischer Migrationspoli- 
tik und es kommt zu ras-
sistischen Auswüchsen.
Unternehmen erzielen ihre 
Profite durch die Ausbeu-
tung von Migrant_innen 
und Sans-Papiers. Be-
sonders in Sektoren, die 
nicht standortverlagert 
werden können, etwa im 
Bau- und Dienstleistungs-
sektor oder im Gastge-
werbe, werden flexibel 
einsetzbare und billige 
Arbeitskräfte benötigt. 
Der Marsch der Sans-Pa-
piers und der Migrant_in-
nen soll auch daran erin-
nern, dass die Migration

im 20. Jahrhundert dazu 
diente, Heere von Solda-
ten und Lohnabhängigen 
zu rekrutieren, die im 
Kampf oder nach langen 
Jahren der Ausbeutung 
starben. Von ihren Leben 
profitierten die europäi-
schen Nationalstaaten. 
Die Aktivist_innen revoltie- 
ren gegen die Ungerech- 
tigkeit, Diskriminierung 
und die Ungleichheiten, 
von denen Migrant_innen 
und marginalisierte Grup-
pen zunehmend betrof-
fen sind. Der Marsch ist 

ein grenzensprengendes, 
ein internationalistisches
Projekt. Die IKSM ruft 
deshalb alle Sans-Pa-
piers, Migrant_innen, 
Kollektive, Vereine, Ge-
werkschaften, Lohnab-
hängigen, Rentner_innen, 
Empörten, Student_in-
nen, sozialen Bewegun-
gen, politischen Parteien 
und Bürger_innen auf, 
am Europäischen Marsch 
der Sans-Papiers und der 
Migrant_innen teilzuneh-
men: ALLE GEMEINSAM 
NACH STRASBOURG!
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Anmeldung unter: grenzueberschreitender_lauf@gmx.ch

Am 21. Juni findet an der Deutsch-Schweizerischen 
Grenze beim Otterbachzoll in Basel ein grenzüber-
schreiten der Lauf gegen Rassismus statt. Auf beiden 
Seiten der Grenze wird es einen Posten haben,  
an dem die Läufer Innen jeweils ihr Manifest stempeln 
müssen. Die Strecke dazwischen wird ca. 400m  
betragen. Nach dem Vorbild anderer solcher Solida-
ritätsläufe wie z.B. dem Lauf gegen Rassismus in  
Zürich suchen sich die LäuferInnen SponsorInnen, die 
pro gelau fene Strecke einen Geldbetrag spenden. 
Alle sind ein ge laden mitzurennen. Spontanes Erschei-
nen ist ausdrücklich erwünscht! SponsorInnen werden 
auch vor Ort noch vermittelt. 
 Anlass dieses Solidaritätslaufes ist die zu dieser 
Zeit erwartete Ankunft des Europäischen Marsches 
der Sans-Papiers und MigrantInnen. Der Marsch, der 
durch sieben Länder von Brüssel zum Europäischen  
Parlament in Strassburg führt, findet vom 2. Juni bis 
zum 2. Juli 2012 statt. Zwischen dem 21.– 25. Juni  
führt er durch die Schweiz. 
 Die von den SportlerInnen erlaufenen Gelder 
werden vollumfänglich auf das Spendenkonto des 
Marsches überwiesen.

  Mehr Informationen zum Marsch finden  
sich unter folgendem Link: 
http://europaischer-marsch-der-sans-papiers.
blogspot.fr

Wir möchten mit diesem Spendenlauf unsere  
Soli darität mit den TeilnehmerInnen dieses Marsches 
ausdrücken. Die Sans-Papiers und MigrantInnen  
sollen mit einem fröhlichen, sportlichen und lebendigen 
Empfang willkommen geheissen werden. 

Startnummerausgabe ist ab 11Uhr bei der  
BBLACKBOXX, Freiburgerstrasse 36, 4057 Basel

Grenzüberschreitender Lauf gegen Rassismus
c/o Bildung Für Alle, Hohlstrasse 170, 8004 Zürich

Anmeldung unter: grenzueberschreitender_lauf@gmx.ch
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Grenzüber-
schreitender 

LaufLauf

gegen gegen 
Rassismus

21.6. 2012

Migration und multi-
nationale 
Unternehmen

BASEL. Multinationale 
Unternehmen und Migra-
tion haben viel miteinan-
der zu tun. Multis schaffen 
Migrationsbewegungen, 
insbesondere im globalen 
Süden – und benötigen 
Migrant_innen für die 
Produktion, Organisation 
und Dienstleistungen im 
globalen Norden. Wirft 
man einen Blick auf die 
verschiedenen Migrati-
onsbewegungen und die 
Funktionsweise der Wirt-
schaftspolitik, werden 
verschiedene Zusammen-
hänge deutlich. 

Multis produzieren 
Migration 
Die mächtige Position 
vieler Konzerne ermög-
licht es, eigene Handels-
interessen durchzuset-
zen und enorme Gewinne 
einzufahren, die durch 
die Ausbeutung anderer 
Menschen und Ressour-
cen auf der ganzen Welt 
generiert werden. Die 
lokale Bevölkerung - vor 
allem im globalen Süden 
– profitiert davon meist 
nicht, ressourcenreiche 
Länder verlieren zwar 
ihre Ressourcen, bleiben 
aber arm. In Sierra Leo-
ne werden beispielsweise 
für den Diamantenabbau 

riesige Landflächen ver-
pachtet oder verkauft, 
wobei die lokalen Bau-
ern und Bäuerinnen mit 
niedrigen Kompensati-
onszahlungen abgespeist 
werden und zudem ihre 
Subsistenz verlieren. Vie-
le müssen in Städte und 
Nachbarländer abwan-
dern. Gleichzeitig ist die 
Ernährungssicherheit 
für breite Teile der Be-
völkerung nicht gewähr-
leistet, da die landwirt-
schaftlichen Tätigkeiten 
wegfallen.

Die Folgen der staatli-
chen Kategorisierung
Auf der Suche nach einem 
würdigen Leben für sich 
und die eigenen Familien 
flüchten viele Menschen. 
Europäische Staaten „re-
gulieren“ diese Migra- 
tion, indem verschiede-
ne rechtliche Kategorien 
(Aufenthaltsstatus) von 
Migrant_innen kons- 
truiert werden, die dem 
Bedarf der Wirtschaft 
entsprechen. So führt 
die Klandestinisierung 
von Migrant_innen dazu, 
dass deren Arbeitskraft 
mühelos in Niedriglohn-
branchen verwertet wer-
den kann. In der Schweiz 
– aber auch in anderen 

europäischen Staaten – 
arbeiten Sans Papiers 
in prekären, befriste-
ten, schlecht entlöhnten 
und unsicheren Jobs. So 
besteht beispielsweise 
bei Roche ein Teil des 
Putzpersonals aus Sans 
Papiers. Ein grosser An-
teil an Migrantinnen ar-
beitet im Care Sektor, 
d.h. in Krankenhäusern, 
Wäschereien, Haushalt 
und Kinderbetreuung, 
aber auch in Fabriken 
an Maschinen. Ohne ihre 
niedrigen Löhne – und 
dadurch hohe Ausbeu-
tungsrate – könnte die 
Schweiz ihren Lebens-
standard und ihr „Wohl-
standsniveau“ nicht hal-
ten. Das Wohl mancher 
geht klar auf Kosten an-
derer – und kann niemals 
allein durch Leistung 
oder Risiko gerechtfer-
tigt werden.

Viele Multis stellen auch 
sogenannte Internatio-
nals ein, meist in leiten-
der Stellung, beispiels-
weise in der Forschung 
oder im Management. 
Diese Migration ist (zu-
mindest ökonomisch) 
Seitens der Schweiz 
erwünscht und diesen 
Menschen werden kaum 

Schranken in den Weg 
gelegt. Warum? Weil sie 
die Profitrate hier in der 
Schweiz erhöhen und 
eine Nachfrage nach ih-
rem Wissen besteht. Auch 
die Fähigkeit zu interkul-
tureller Kommunikation 
im globalen Kontext sind 
gefragte Qualifikationen. 
So kommt es zu der pa-
radoxen Situation, dass 
Mitarbeiter_innen bei 
der BIZ (internationale 
Organisation) teilweise 
ihre Gehälter nicht ein-
mal versteuern müssen, 
während viele Sans Pa-
piers und Migrant_innen 
zwar in die Sozialver-
sicherungen einzahlen, 
jedoch keinen Anspruch 
auf Leistung erhalten.

Auch Grenzgänger_in-
nen (in Basel vor al-
lem aus Frankreich und 
Deutschland) bekommen 
die ökonomische und po-
litische Segregation zu 
spüren. Häufig werden 
verschiedene Löhne ge-
zahlt, je nachdem wo man 
wohnt, oder unter wel-
chen Bedingungen und 
von wem man eingestellt 
wird. Es gibt folglich be-
reits zwischen Menschen 
aus nächster Umgebung 
eine Segregation, die 

sich in verschiedenen 
Löhnen niederschlägt. 
So werden beispielswei-
se Leute aus dem Alsace 
schlechter bezahlt.
Unter diesen globalen 
Migrationsbewegungen 
ergeben sich zusätzliche 
Probleme für Lohnab-
hängige: eine Organisa-
tion für Arbeiterrechte 
ist über Betriebs- und 
Ländergrenzen hinweg 
noch schwieriger. Ver-
schiedene gesetzliche 
Regelungen, Illegalisie-
rungen, Distanzen und 
Sprachen behindern die 
Handlungsfähigkeit auf 
mehreren Ebenen. 

Insgesamt lässt sich sa-
gen, dass Flucht und 
Migration häufig die Fol-
gen einer Globalisierung 
sind, deren Akteur_in-
nen an Ressourcen und 
Märkten interessiert 
sind, nicht jedoch an 
Menschen, deren Bedürf-
nissen und Wohlergehen. 
Wenn wir versuchen, 
eine wünschenswerte 
Zukunft herzustellen, 
müssen wir also auch 
über Wirtschaft und Mi-
gration anders nachden-
ken.

Lauf gegen  
Rassismus
BASEL. Am 21. Juni findet an der 
Deutsch-Schweizerischen Gren-
ze beim Otterbachzoll in Basel 
ein grenzüberschreitender Lauf 
gegen Rassismus statt. Auf bei-
den Seiten der Grenze wird es 
einen Posten haben, an dem 
die Läufer_innen jeweils ihr 
Manifest stempeln müssen. Die 
Strecke dazwischen beträgt ca. 
400m. Nach dem Vorbild an-
derer solcher Solidaritätsläufe 
wie z.B. dem Lauf gegen Rassis-
mus in Zürich suchen sich die 
Läufer_innen Sponsor_innen, 
die pro gelaufene Strecke einen 
Geldbetrag spenden. Alle sind 
eingeladen mitzurennen. Spon-
tanes Erscheinen ist ausdrück-
lich erwünscht! Sponsor_innen 
werden auch vor Ort noch ver-
mittelt. Anlass dieses Solidari-
tätslaufes ist die zu dieser Zeit 
erwartete Ankunft des Europä-
ischen Marsches der Sans-Pa-
piers und Migrant_innen. Die 
von den Sportler_innen erlaufe-
nen Gelder werden vollumfäng-
lich auf das Spendenkonto des 
Marsches überwiesen.
Wir möchten mit diesem Spen-
denlauf unsere Solidarität mit 
den Teilnehmer_innen dieses 
Marsches ausdrücken. Die Sans-
Papiers und Migrant_innen sol-
len mit einem fröhlichen, sport-
lichen und lebendigen Empfang 
willkommen geheissen werden.

Startnummerausgabe ist ab
11 Uhr bei der 
BBLACKBOXX, Freiburger-
strasse 36, 4057 Basel
Grenzüberschreitender Lauf 
gegen Rassismus
c/o Bildung Für Alle
Hohlstrasse 170, 8004 Zürich

Anmeldung unter: grenzueber-
schreitender_lauf@gmx.ch

Hello & Goodbye
BASEL. Die Basler Fluggesell-
schaft Hello ist stolz darauf, 
Profifussballer und Fans des 
FCB und FCZ zu europäischen 
Spielen zu fliegen. Doch Hello 
ist auch auf andere Passagie-
re spezialisiert: Sie führt Aus-
schaffungsflüge durch. Augen-
auf hat die Spuren von Opfern 
eines Ausschaffungsflugs ver-
folgt.

Am 5. Oktober 2009 um 21:00 
Uhr startete eine Maschine der 
Basler Fluggesellschaft Hello in 
Zürich Kloten. An Bord: Acht af-
rikanische Flüchtlinge, an Hän-
den und Füssen gefesselt, sowie 
mehr als 20 «Begleiter_innen». 
Mindestens 10 davon waren be-
waffnete Polizisten. Auch ein 
Arzt und Angestellte von Hello 
waren mit an Bord. Unabhän-
gige Zeugen des Ausschaffungs-
flugs gibt es nicht. Die Passagie-
re blieben den ganzen Flug über 
an Händen und Füssen gefes-
selt. Die Maschine erreichte um 
5:30 Uhr Kinshasa, Hauptstadt 
der vom Krieg zerstörten De-
mokratischen Republik Kongo. 
Hier wurden fünf der acht ab-
gewiesenen Flüchtlinge «ausge-
laden». Anschliessend flog die 
Maschine weiter nach Luanda, 
der Hauptstadt von Angola, wo 
die letzten «Passagiere» ausge-
laden und ihrem Schicksal über-
lassen wurden.

Augenauf konnte mit einigen 
der Ausgeschafften Kontakt auf-
nehmen. Darunter auch mit L., 
der nach Luanda ausgeschafft 
wurde und anschliessend inhaf-
tiert wurde. 27 Jahre lang lebte 
er in der Schweiz, wo er zwei 
minderjährige Kinder und eine 
erwachsene Tochter hat. Die Be-
hörden des ehemaligen Bürger-
krieglandes Angola wollten für 
L. offenbar kein «Laissez-Pas-
ser» (provisorisches Papier für 
die einmalige Einreise) ausstel-
len. Also wurde kurzerhand eine 
andere Lösung kreiert, um L. 
ausschaffen zu können: Berner 
Beamte stellten das „Laissez-
Passer“ selbst aus. Die Folgen 
dieser Anmassung der EJPD-
Beamten und der gewaltsamen 
Ausschaffung sind für L. ver-
heerend. Laut Bekannten von 
L. wurde er verhaftet und in ein 
Militärgefängnis in Luanda ge-
bracht. Dies, obwohl allgemein 
bekannt ist, dass Gefängnisse in 
Angola lebensgefährliche Orte 
sind,  aus denen man ohne Geld 
nicht mehr rauskommt. 

Eine indische Gewerkschaf-
terin protestiert gegen 
Zementmulti HOLCIM.
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‘Ich bin da – und 
ich kämpfe’

Ein Blick in die 
Armutsindustrie

BASEL. Graffiti entste-
hen oft an so genannten 
Nicht-Orten, in Transit-
räumen, so, wie hier in 
der Nähe der Autobahn 
an der Otterbachgrenze zu 
Deutschland. Dieses Scha-
blonengraffiti zeigt eine 
Tramperin, an einem Ort, 
wo tatsächlich eine Rei-
sende stehen könnte. Auf 
dem Schild in ihren Hän-
den wird allerdings kein 
Zielort genannt, es heisst 
hier nur: „WEG“: Offenbar 
ist der Drang, wegzukom-
men, so essentiell, dass die 
Destination für die Person 
keine Rolle spielt. Der al-
tertümliche Koffer weist 
die Frau nicht als eine typi-
sche Tramperin aus. Durch 
den Koffer, den ernsten 
Gesichtsausdruck und das 
Schwarz-Weiss der Figur 
wird eine nostalgische aber 
auch beklemmende At-
mosphäre erzeugt. Dieser 
Eindruck wird durch den 
Zaun, der wie ein Grenz-
zaun wirkt, verstärkt. In 
Kombination mit dem 
Verkehrsschild und den 
Pfeilen, die nach oben zei-
gen, wirkt das „WEG“ auch 
wie ein weg von der Erde. 
Die Figur erinnert an die 
bekannte Fotografie von 
Anne Frank, die sich auf 
ihrem Tagebuch befindet. 
Anne stellte sich damals in 
ihrem Versteck in Amster-
dam vor, bei ihrem Cousin 
in Basel zu sein.

1939 hatte der Bundesrat 
beschlossen, dass mit Aus-

nahme von Deserteuren 
und politischen Flüchtlin-
gen „illegal“ Eingereiste 
in ihr Herkunftsland ab-
zuschieben seien. Flücht-
linge aus Rassegründen 
galten nicht als politische 
Flüchtlinge. So wurden jü-
dische Flüchtlinge, die in 
Grenznähe aufgegriffen 
wurden, oft gleich wieder 
an die Grenze gestellt. Das 
Gebiet Lange Erlen war 
besonders gut bewacht, 
dort wurden zahlreiche 
Flüchtlinge geschnappt. 
Wenn die Wiese Hochwas-
ser führte, kam es vor, dass 
Leute darin ertranken. Was 
die abgewiesenen Flücht-
linge zu erwarten hatten, 
konnte in der Schweiz - 

wer wollte - wissen. Die 
Flüchtlingsthematik wurde 
allerdings selten ins Bild 
gesetzt: In der Zeit, in der 
die Not der Flüchtlinge am 
grössten und die Schweizer 
Flüchtlingspolitik am re-
striktivsten war, blendete 
beispielsweise die Schwei-
zer Filmwochenschau das 
Thema aus. Dennoch prä-
sentierte und imaginierte 
sich die Schweiz nach dem 
Krieg als Hort der Huma-
nität, der den Verfolgten 
grosszügig Schutz bieten 
sollte. 

Der historische Schrecken 
dieser Grenze ist vor Ort 
immer noch unsichtbar. 
Er wird mit dieser Schab-

lonenfigur nur angedeu-
tet. Die Situation ist heute 
eine andere als während 
des Zweiten Weltkrieges. 
Unsichtbar sind allerdings 
gegenwärtig die Toten an 
den Aussengrenzen – und 
die Insassen der Ausschaf-
fungsgefängnisse. 

Menschen, die aufgrund 
ihrer Herkunft illegalisiert 
werden, können in der 
Schweiz für eine Dauer ins 
Gefängnis kommen, die 
üblicherweise einer Haft-
strafe für schwere Delikte 
entspricht. Die Ausschaf-
fungsgefängnisse befinden 
sich meist in der Periphe-
rie der Städte, in der Nähe 
von Flughäfen oder Bahn-

geleisen, wie das Basler 
Ausschaffungsgefängnis 
Bässlergut, das 2000 eröff-
net wurde. Eine wichtige 
administrative Strategie ist 
die Anordnung dieser Un-
terkünfte ausserhalb des 
Sichtfeldes der Bevölke-
rung. Bilder zirkulieren 
nur in spektakulären Situ-
ationen, und dann nur aus 
der Aussenperspektive. Es 
handelt sich hier allerdings 
nicht nur um eine Invisi-
bilisierungsstrategie, son-
dern  um eine ambivalente 
Dialektik der Unsichtbar- 
und Sichtbarmachung: Im 
Dienste einer Abschre-
ckungspolitik sollen die 
Abschiebelager für die 
Sans-Papiers selbst mög-
lichst sichtbar sein. Auch 
wird durch die Präsenz der 
Abschiebelager signalisiert, 
dass aktiv gegen „illegale 
Immigration“ vorgegan-
gen wird. Zugleich wider-
spricht die Präsenz der 
Abschiebelager offenbar 
den Empfindungen weiter 
Kreise der regularisierten 
Bevölkerung, denn Bewe-
gungsfreiheit und die Mög-
lichkeit, seinen Arbeitsort 
selbst zu wählen, nehmen 
wir für uns selbst selbstver-
ständlich in Anspruch. 

Die heute Marschierenden 
zeigen sich selbst, sie stel-
len ihre Präsenz aus und 
sagen: „Ich bin da, ich exis-
tiere – und ich kämpfe für 
meine Rechte“.

BASEL. Sans Papiers 
stehen in der Gesell-
schaft zuunterst unten, 
ohne Rechte und ohne 
Papiere. Ihre Löhne sind 
selbstredend prekär, Ar-
beitseinsätze ungewiss. 
Die nächste Stufe ist 
die der Asylsuchenden, 
die Gratis-Arbeitsein-
sätze leisten müssen. 
Meistens in der Stra-
ssenreinigung oder im 
Hilfspflegedienst. Dann 
kommt das Segment der 
Erwerbslosen und der 
Langzeiterwerbslosen, 
der Ausgesteuerten. Sie 
alle verbindet, die Suche 
nach Arbeit, nach einer 
Existenzsicherung. Die 
einen besitzen gar keine 
Rechte, die andere be-
schränkte. Ausbeutung 
und Ungewissheit prä-
gen den Alltag.

Seit März 2011 hat auch 
Basel einen Betrieb der 
Dock Gruppe AG. Es 
handelt sich um eine 
100%ige Tochterfirma 
der Stiftung für Arbeit, 
welche 1997 in St. Gal-
len zusammen mit dem 
Gewerbeverband, dem 
Gewerkschaftsbund und 
den beiden Landeskir-
chen gegründet wur-
de. Inzwischen gibt es 
schon neun Docks in der 
Schweiz. Als Ziel wird 
genannt: Arbeitsplatzbe-
schaffung für ausgesteu-
erte Langzeitarbeitslose 
und die mittel- und län-
gerfristige Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt. 
Die Vorsteherin der So-
zialhilfe Basel-Stadt ist 
überzeugt, dass Dock 
etwas Sinnvolles sei. 
Es könnten als schwer 
vermittelbar geltende 
Personen wieder eine 

Arbeitsstelle finden. 60 
Einsatzplätze gibt es bei 
Dock Basel, welche bis 
auf 100 erweitert wer-
den sollen. Die Vorstehe-
rin sieht bei Angeboten 
für Langzeitarbeitslose 
im Stadtkanton einen 
wachsenden Bedarf. 
Deshalb soll die Zahl 
solcher Jobs bis Ende 
2012 auf 200 verdop-
pelt werden. Laut dem 
Bericht des Bundesrates 
„Gesamtschweizerische 
Strategie zur Armuts-
bekämpfung“ vom März 
2010 verfolgen Sozialfir-
men ein doppeltes Ziel: 
sie bieten Arbeitsplätze 
für „eingeschränkt ar-
beitsmarktfähige Arbeit-
nehmende“, wollen aber 
durchaus auch „Gewinne 
am Markt erwirtschaf-
ten“. Dabei wird erwar-
tet, dass sie mindestens 
die Hälfte des Aufwands 
am Markt erwirtschaf-
ten, aber Stellen im ers-
ten Arbeitsmarkt nicht 
konkurrenzieren dürfen.

Ein Widerspruch in sich. 
Ein Blick nach Deutsch-
land erhellt das Ganze. 
Ein sehr guter Dokumen-
tarfilm berichtet über 
diese neuen Märkte: „Die 
Armutsindustrie“ von 
Eva Müller. Es geht um 
Jobs, die in Billiglohnlän-
dern verlagert worden 
waren und wieder zu-
rückgeholt wurden. Die 
Lohnkosten bezahlt nun 
der Staat. Erwerbslose 
führen die Arbeiten aus - 
wer profitiert davon?

Viele Unternehmer 
könnten ohne die Ar-
beitslosen nicht mehr 
produzieren, deren Ar-
beitskraft sie nun durch 

den Staat umsonst er-
halten. 2008 wurden in 
Deutschland 1‘400 neue 
private Anbieter zur 
„Qualifizierung“ von Ar-
beitslosen zugelassen.  
Sieben Milliarden Euro 
hat der Staat ausgege-
ben. Insgesamt bezahlt 
er zwei Jahre lang, für 
die Beschäftigung eines 
Arbeitslosen im zweiten 
Arbeitsmarkt. Dieser 
taucht dann in keiner Ar-
beitslosenstatistik mehr 
auf, obwohl er noch ein 
Arbeitsloser ist. Die Be-
schäftigten führen nor-
male Arbeit aus, aber 
zu welchen Löhnen? 
Im ersten Arbeitsmarkt 
müssten sie das Doppel-
te erhalten. Eine Arbeits-
welt, die vom Staat sub-
ventioniert wird, wächst 
und wächst. Sie baut 
Häuser, legt Fussböden, 
lässt gute handwerkliche 
qualifizierte Arbeiten 
ausführen oder bietet 
haushaltsnahe Dienst-
leistungen an.

Die Schweiz entwickelt 
sich in grossem Tempo in 
dieselbe Richtung. Pro in 
der Dock Gruppe AG be-
schäftigte Person bezahlt 
die Sozialhilfe 555 Fran-
ken mehr, zusätzlich pro 
Anmeldung 800 Franken 
und zwar pro Namen, bei 
jeder neuen Anmeldung 
aufs Neue.  Leider verfü-
gen die Betroffenen über 
eine schwache Lobby. 
Wer hört schon wirklich 
hin?
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Reismarsch gegen Rassismus

‘Die Kleine 
Schanze als 
grosse Chance’

‘Wir sind keine 
Ratten - wir sind 
Menschen!’ 

AARWANGEN. Immer 
wieder kommt es um 
das Sachabgabezentrum 
(SAZ) Aarwangen zu sys-
tematisch stattfindenden 
Polizeikontrollen erzäh-
len Bewohnerinnen des 
SAZ.

Bei einer Demo am 26. 
April vor der lokalen Po-
lizeiwache kritisierten 
sie die Praxis der Berner 
Kantonspolizei. In einem 
offenen Schreiben an die 
Berner Kantonspolizei 

erklären die BewohnerIn-
nen: „Wir wissen nicht, 
was PolizistInnen persön-
lich denken und fühlen, 
doch die Art und Weise, 
wie viele BeamtInnen mit 
uns sprechen, ist herab-
setzend“. 

Die kontrollierten abge-
wiesenen Asylsuchenden 
erhalten hohe Bussen 
wegen illegalem Aufent-
halt. „Dieses System ist 
absurd und gehört abge-
schafft“ skandierten die 

BewohnerInnen lautstark 
vor der Polizeiwache. 

Nothilfeabhängige ha-
ben im Kanton Bern aus-
schliesslich Anspruch 
auf eine Sachabgabe im 
Wert von 6 Franken und 
verfügen nicht über Bar-
geld. Um Bussen abzu-
bezahlen, schleppten die 
BewohnerInnen 88 kg 
Reis von Aarwangen nach 
Langenthal. Die Polizei 
akzeptierte diese Zah-
lungsweise jedoch nicht. 

BERN. In letzter Zeit 
wird viel über die Zunah-
me der Asylgesuche und 
das schlechte Verhalten 
von Asylbewerber_innen 
berichtet. Dies liefert der 
Rechten Argumente für 
weitere menschenverach-
tende Gesetze. 

Als nächstes soll das Bot-
schaftsverfahren abge-
schafft werden. Dies wird 
zur Folge haben, dass 
viele Flüchtlinge keine 
Möglichkeit mehr haben, 
ein Asylgesuch zu stel-
len. Es ist klar, dass damit 
der Zweck verfolgt wird, 
die Zahl der Asylgesuche 
zu mindern. Die Rechte 
von Schutzbedürftigten 
werden abgebaut, das 
Schlepperwesen geför-
dert. Wehrdienstverwei-
gerung als asylrelevanter 
Fluchtgrund soll ebenfalls 
abgeschafft werden. Ein 
klarer Bruch mit der Gen-
fer Flüchtlingskonvention. 
Sich der aktiven Teilnah-
me an einem Krieg durch 
Verweigerung oder Deser-
tion zu entziehen, ist klar 
als Flucht zu bewerten. 
Neu soll kriminalisiert 
werden, wer sich als asyl-

suchende Person «einzig 
mit der Absicht, subjekti-
ve Nachfluchtgründe zu 
schaffen» öffentlich poli-
tisch betätigt. Dies wider-
spricht den Grundrechten 
und der Europäischen 
Menschenrechtskonven-
tionen. Ebenfalls unter 
Strafe gestellt würden 
idealistisch oder ethisch 
motivierte Hilfestellungen 
zugunsten politisch akti-
ver Asylsuchender.  Der 
Antrag, allen Asylsuchen-
den nur noch Nothilfe zu 
gewähren, scheiterte in 
der Sicherheitspolitischen 
Kommission knapp. Glei-
ches gilt für die Anträge 
zur Abschaffung der Härte- 
fallregelung nach Art.14 
und 84 AuG. Die Gefahr, 
dass diese Vorstösse im 
Nationalrat durchkom-
men, besteht aber. Geplant 
sind ausserdem Beschleu-
nigungen, die die Chan-
cen der Asylsuchenden 
auf ein faires Verfahren 
verschlechtern werden 
und ihre Ghettoisierung 
in Bundeszentren vorse-
hen. Dass die meisten der 
beschleunigten Verfahren 
in negativen Entscheiden 
enden würden, ist ein offe-

nes Geheimnis. Sommaru-
gas Asylgesetzrevision 
dürfte deshalb bewirken, 
dass mehr Leute in die 
Nothilfe und in die Illega-
lität gedrängt werden. 

Die perfide Logik hinter 
den Verschärfungen: Je-
der abgewiesene Asylsu-
chende ist ein Beweis für 
Asylmissbrauch – jede an-
erkannte Asylsuchende ist 
ein Beweis für zu lasche 
Gesetze. Dass das Asyl-
gesetz erst 2007 massiv 
verschärft wurde, wird 
dabei ausgeblendet. Eben-
so, dass immer mehr Men-
schen, die in der Schweiz 
Schutz und Perspektiven 
suchen, monate- und jah-
relang in menschenunwür- 
digen Bedingungen gehal-
ten und in die soziale Iso-
lation gezwungen werden.

Auch bereits ansässige 
Ausländer_innen sind im 
Visier. Das Bürgerrechts-
gesetz soll dahingehend 
revidiert werden, dass 
Ausländer_innen nur noch 
einen Schweizer Pass be-
antragen können, wenn 
sie bereits über einen C-
Ausweis verfügen. Zudem 

sollen Arbeitslose nicht 
mehr eingebürgert wer-
den können. Das neue In-
tegrationsgesetz etabliert 
Druck und Zwang in Ge-
stalt sogenannter «Integ-
rationsvereinbarungen». 
Eine schwammige Defi-
nition von «guter Integ-
ration» soll künftig über 
die Erteilung/Verlänge-
rung von Aufenthaltsbe-
willigungen entscheiden. 
Insbesondere Sprach-
kenntnisse werden zum 
Druckmittel. Ohne sie sol-
len Bewilligungen nicht 
verlängert der Zugang zu 
einem sichereren Aufent-
haltstitel verwehrt und 
der Familiennachzug ver-
unmöglicht werden. 

Weiter soll die Reisefrei-
heit vorläufig aufgenom-
mener Flüchtlinge auf 
ein Minimum beschränkt 
und der Nachzug ihrer 
Familienangehörigen ver-
unmöglicht werden. Man 
will also den Flüchtlin-
gen höchstens noch eine 
vorläufige Aufnahme ge-
währen und gleichzeitig 
deren Grundrechte auf 
skrupellose Art und Weise 
beschränken.

BERN. Über 200 Men-
schen besetzten am 26. 
Juni 2010 für eine Woche 
die Kleine Schanze, ein 
zentral gelegener Park 
in der Stadt Bern. An 
diesem Ort manifestier-
te sich die schweizweite 
Bleiberecht-Bewegung 
zum ersten Mal und for-
derte eine kollektive Re-
gularisierung aller Sans-
Papiers. Seither ist die 
Kleine Schanze ein sym-
bolträchtiger Ort für die 
Bleiberecht-Bewegung.

Die Kleine Schanze ist 
ein Ort, welcher die so-
ziale Realität der Stadt 
Bern verdichtet wieder-
gibt. Hier treffen Tourist_
innen, Beamt_innen und 
gut betuchte Ausgän-
ger_innen auf Prostitu-
ierte, Randständige und 
Drogenabhängige. Hier 
geht die Polizei gegen 
die letztgenannten Grup-
pen repressiv vor. Hier 
leistet wiederum die Gas-
senküche der Reitschule 
Widerstand gegen diese 
Repression und organi-
siert Essensausgaben für 
Randständige. Hier hat 
auch die Bleiberecht-Be-
wegung Ende Juni 2010 
campiert, um auf ihre 
Anliegen aufmerksam zu 
machen. Nicht zufällig 
wurde die Kleine Schan-
ze als Plattform gewählt, 
liegt doch diese neben 
dem Bundeshaus und da-
mit in der Nähe des poli-
tischen Machtzentrums. 
Zudem befindet sich im 
Bundeshaus West das 
Generalsekretariat des 
Eidgenössischen Justiz- 

und Polizeidepartements 
(EJPD), welches sich für 
die schweizerische Mi-
grationspolitik verant-
wortlich zeigt. Gerade 
mit dem Eindringen in 
das politische Machtzent-
rum beschritten Sans-Pa-
piers bisher unbekannte 
Wege. Werden diese doch 
systematisch von der po-
litischen Gestaltungs-
macht in der Schweiz 
ausgeschlossen. Neben 
dem Mitbestimmungs-
recht werden ihnen ande-
re grundsätzliche Rechte 
wie das Recht auf Bil-
dung oder das Recht auf 
Arbeit verwehrt. Mit der 
Aktion „Kleine Schanze“ 
eigneten sich die Sans-
Papiers eine Plattform 
an, um kollektiven Wi-
derstand gegen ihre Ent-
rechtung zu leisten. Hier 
auf der Kleinen Schanze 
sind die Sans-Papiers aus 
dem Schatten getreten. 
Von hier aus haben die 
Medien berichtet, dass in 
der Schweiz Menschen 
systematisch ausge-
grenzt und ausgebeutet 
werden. Hier wurde der 
Grundstein für eine star-
ke, schweizweite Bleibe-
recht-Bewegung gelegt.

BERN. Die gewinnorien-
tierte Aktiengesellschaft 
ORS Service AG erhielt 
vom Kanton Bern Anfang 
2012 den Auftrag in ei-
ner unterirdischen Zivil-
schutzanlage im Berner 
Hochfeldquartier bis zu 
160 Asylsuchende unter-
zubringen. Nun regt sich 
Widerstand gegen den 
Beschluss des Kantons. 

Bereits am 5. Mai de-
monstrierten 300 Perso-
nen gegen die Privatfirma 
ORS. Letzten Donnerstag, 
am 7. Juni versammelten 
sich erneut über 100 Per-
sonen zu einer Kundge-
bung vor der Polizei- und  
Militärdirektion des Kan-
tons Bern. Darunter auch 
dreissig BewohnerInnen 
des Hochfeld-Bunkers. 
Einzelne unter ihnen er-
griffen das Wort und be-
schrieben ihre Lage: «Wir 
sind 160 Frauen, Kinder 
und Männer im Bunker, 
aufgeteilt in grossen Räu-
men à 40 Personen. Wir 
können kaum schlafen, 
bekommen das Tageslicht 
kaum zu sehen, haben 
kein Geld und müssen 
dann essen, wenn es uns 
vorgegeben wird. Haben 
wir am Nachmittag Hun-
ger und verlangen nach 
einem Stück Brot, bekom-

men wir nichts. Nur Rat-
ten leben in Löchern. Wir 
sind aber keine Ratten – 
wir sind Menschen.»

Die ORS AG setzt mit 
dem Asylbusiness jährlich 
u_ber 55 Millionen Fran-
ken um. Gewinne fliessen 
direkt in die Taschen von 
privaten Investoren. Die 
Bedingungen im Hoch-
feldbunker zeigen wie 
sich im Zuge der Privati-
sierung und Liberalisie-
rung öffentlicher Aufga-
ben die Rechte und die 
Bedürfnisbefriedigung 
der Asylsuchenden den 
Gesetzen der Konkurrenz 
und der Logik des Kapi-
tals unterordnen müssen. 

Die SVP fordert in der 
laufenden Asylgesetzre-
vision, dass alle Asylsu-
chenden von der Sozi-
alhilfe ausgeschlossen 
werden sollen. Obwohl 
das Parlament bis Redak-
tionsschluss noch debat-
tiert, wird der Vorschlag 
im Kanton Bern bereits 
praktiziert. Denn Sozial-
hilfeberechtigte Flücht-
linge und abgewiesene 
Asylsuchende werden im 
Hochfeldbunker gleicher-
massen dem Nothilfeni-
veau ausgesetzt. 

Verschärfungen des Asylrechts
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Freiwillige für wissenschaftliche 
Studie gesucht 

Des papiers pour tous ou pas 
de papiers du tout

Willkür im ORS-Nothilfe-
Zentrum in Wünnewil
WÜNNEWIL. Abgewie-
sene Asylsuchende im 
Kanton Freiburg müssen 
in der Notunterkunft „La 
Poya“ überleben.

„La Poya“ besteht aus 
ein paar Baracken, die 
tagsüber abgeschlossen 
werden, so dass die Be-
wohner_innen keinen 
Zugang zu den Wohn-
räumen haben. Hin-
zu kommt, dass sie sich 
täglich um 10 Uhr bei 
einem Angestellten der 
ORS Service AG, welche 
„La Poya“ führt, melden 
müssen, um das Tages-
geld von knapp 10 Fran-
ken zu erhalten. Wenn sie 
nach 11 Uhr erscheinen, 
weil sie beispielsweise ei-
nen Arzttermin hatten, 
wird ihnen das Geld ent-
zogen. Zudem müssen sie 
sich jede Woche bei der 
Fremdenpolizei auswei-
sen. Dort werden sie un-
ter Androhung von Haft 
und Zwangsausschaffung 
regelmässig unter Druck 
gesetzt, die Schweiz sofort 
zu verlassen.

Wegen eines angeblichen 
Diebstahls eines Schlüs-
sels am 16. September 
2011 sollten  alle Bewoh-
ner_innen der Notunter-
kunft kollektiv bestraft 
werden, indem ihnen das 
Tagesgeld für eine Woche 
gestrichen werden soll-
te. Infolge darauf unter-
schrieben 24 abgewiesene 
Asylsuchende einen Brief 
an das Sozialamt des 
Kantons Freiburg: „Es ist 
eine Kollektivstrafe, die 
das Fass zum Überlau-
fen gebracht hat“. Nach 
heftigem Protest vor dem 
Sozialamt wurde die Kol-

lektivstrafe schliesslich 
zurückgezogen. Stattdes-
sen wurde dem Beschul-
digten der Zugang zur 
Notunterkunft während 
sechs Tagen untersagt 
und die Nothilfe ersatzlos 
gestrichen. Er wurde auf 
die Strasse gesetzt und 
durfte nicht einmal Klei-
der holen. Dieses Vorge-
hen verletzt den Artikel 
12 der Bundesverfassung 
und den Artikel 36 Ab-
satz 1 der Verfassung des 
Kantons Freiburg: „Wer 
in Not ist, hat Anspruch 
auf angemessene Un-
terkunft, medizinische 
Grundversorgung und 
weitere, für ein men-
schenwürdiges Dasein, 
unerlässliche Mittel“. 

Um diese spezifische Si-
tuation und die allgemei-
nen Probleme der Nothil-
fe und deren Umsetzung 
durch das Privatunter-

nehmen ORS Service AG 
anzuprangern, haben die 
Bewohner_innen von „La 
Poya“ nach diesem Vor-
fall einen offenen Brief an 
die politischen Verant-
wortlichen geschrieben. 
Darin fordern sie:

(1) Zugang zu ihren Zim-
mern während des gan-
zen Tages, 
(2) das Recht, das gesam-
te Nothilfe-Geld einmal 
wöchentlich abzuholen, 
(3) Stopp der Festnahmen 
bei der Fremdenpolizei, 
bei der sie sich wöchent-
lich präsentieren müssen, 
(4) Massnahmen gegen 
das verachtende Verhal-
ten eines Aufsehers ge-
genüber den Bewohner_
innen 
(5) und das Recht, sich 
jederzeit mit den Vertre-
ter_innen des CCSI/SOS 
Rassismus in der Notun-
terkunft zu versammeln. 

Drei Monate nach der 
Abgabe des Briefes ant-
wortete das Sozialamt, 
dass es nicht auf die For-
derungen der Bewohner_
innen eingehen werde.

Der offene Brief entstand 
bei den Versammlungen 
der Bewohner_innen und 
des CCSI/SOS Rassis-
mus, die regelmässig in 
der Notunterkunft orga-
nisiert wurden. Bis zur 
Briefabgabe fanden diese 
Versammlungen in „La 
Poya“ ohne Zwischenfäl-
le statt. Seit dieser Aktion 
untersagt die ORS Service 
AG dem CCSI/SOS Ras-
sismus den Zugang zum 
Zentrum ausserhalb der 
offiziellen Besuchszeiten. 

GENF. Die neu gegrün-
dete Kriseninterventi-
onsstelle für politische 
Krankheiten (KISPK) 
vom Universitätsspital 
Genf sucht für eine me-
dizinische Studie Pro-
band_innen. 

Untersucht werden psy-
chologische und kogniti-
ve Ursachen, so wie die 
Folgen der zunehmend 
grassierenden Herzver-
härtungskrankheit, die 
auch das Hirn befallen 
kann (Hirnversteifung) 
und führen im fortge-
schrittenen Stadium zu 
totaler Hirnimpotenz. 
Aufgrund der aktuellen 
migrationspolitischen 
Zustände des Landes, 
ist die Krankheit hoch-
ansteckend. Die Studie 
erstreckt sich auf ei-
nen unbestimmten Zeit-
raum.
Gesucht werden Perso-
nen, die an folgenden 
Symptomen leiden:  

- Luxusverlustängste
- Machthungerattacken
- Xenophobieanfälle
-Normalisierungs-
 krämpfe/Normalsucht
- Alpträume von Schafen,      
 Raben, Stiefeln, Mina- 
 retten und Wellen
- Hang zur Kinderbuch-
 grafik (Menschen als 
 Tiere darstellen)
- Disfunktion der Denk-
 drüsen (Verdummungs-
 ausdünstung)
- Realitätsverdrehungs-
 Tourette
- Hochschnell-Katatonie 
 des rechten Armes
- Reinheitsfantasien 
- Profitadipositas
- Ausbeutungstendenz
- Sündenbock-Pocken
- Autoritätsgläubigkeit
- Medienhörigkeit
-Selbstreflexionsunfä-
 higkeit und Doppelmo-
 ral
- Minderheitenparanoia 
 mit Anklagezwang 
- Befall von diffusen Än-
 gsten 

- Kognitives Hinken we-
 gen Linkslähmung oder 
Rechtslastigkeit
- Mangel an Urteils-
 vermögen in Kombina-
 tion mit übertriebenem 
 Pflichtbewusstsein und 
 Karrieredenken 
 (Dieses Symptom wur- 
  de bereits von der Phi- 
 losophin Hannah Ah- 
 rendt in ihrer Studie  
 „Die Banalität des Bö 
  sen“ analysiert). 
Die Krankheit ist ernst 

zu nehmen, da sie das 
Zusammenleben der 
Menschen unerträglich 
vergiftet und für alle 
Beteiligten nicht nur 
sehr schmerzhaft ist, 
sondern die Umgebung 
der Kranheitsträger un-
ausweichlich an Leib 
und Leben gefährdet. 

Auskunft und Kontakt: 
Prof. Dr. A. R. -Selber-
denksegger, Unispital

GENF. Im Rahmen des 
europäischen Marsches 
der Sans-Papiers und der 
Migrant_innen wird am 
2. Juli 2012 in Genf ein 
Aktionstag stattfinden. 

Die Protestierenden rich- 
ten sich gegen Unge-
rechtigkeit und Dis-
kriminierung, die sich 
gegen prekäre Klassen 
und insbesondere gegen 
Sans-Papiers richten. 
Angeprangert wird die 
Festung Schweiz und  

Europa und der repres- 
sive Polizeistaat. 
An diesem Tag bewegen 
sich die Demonstrieren- 
den  zum Ausschaffungs-
gefängnis in Frambois, 
an den Ort schlechthin, 
an dem die Gewalt ge-
genüber Migrant_innen 
zum Ausdruck kommt, 
gegen Migrant_innen, 
deren einziges Verge-
hen darin besteht, ein 
Leben in Würde gesucht 
zu haben. Ein solches 
wird aber nicht zu finden 

sein, solange die weltweite 
ökonomische Ungleichheit 
Menschen kategorisiert 
und hierarchisiert. Im 
„internationalen Genf“ 
ist genau diese Herr-
schaft konzentriert. Der 
Marsch verbindet den 
Flughafen Genf mit dem 
Gefängnis in Frambois. 
Mit dem Marsch wird die 
Strecke umgekehrt, die 
abgewiesene Migrant_
innen unter Gewalt der 
Abschiebungsmaschine-
rie durchlaufen müssen.

„Gemeinsam wollen wir 
an den Ort zurückkeh-
ren, an dem sie einge-
schlossen werden, vor 
den Gittern spielen wir 
Musik, essen gemeinsam 
und hoffen, dass wir es 
schaffen, diese Mauern 
– einschliesslich der Ge-
fängnisse und Grenzen 
– zu sprengen“, erklären 
die Veranstalter.

Treffpunkt am 2. Juli 
2012 um 12:00 Uhr am 
Flughafen in Genf. 
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‘Gemeinsam sind 
wir stärker’

Sans-Papiers überreichten 
Sommaruga eine 
Regularisierungsliste

Aus den Lagern 
die SP belagern

‘In der Schweiz 
spricht man von 
einem Rechtsstaat, 
trotzdem haben 
Sans-Papiers kein-
erlei Rechte.’
Jean-Didier Mamuidila
Aktivist der Bleiberechtbewe-
gung Schweiz

‘Mit dem Marsch 
wollen wir Gren-
zen überqueren 
und zeigen, dass 
es sich beim freien 
Personenverkehr 
um keine Utopie 
handelt.’
Aliou Sow
Sekretär der Coordination 75 
des Sans-Papiers (CSP75) aus 
Paris

BASEL. Am 13. März 2012 ha-
ben sich Sans-Papiers der 
schweizweiten Bleiberecht-
Kollektive mit Bundesrätin 
Sommaruga getroffen und 
ihr eine Liste von 173 Sans-
P a p i e r s - A k t i v i s t _ i n n e n 
überreicht, die ihre kollektive 
Regularisierung fordern. 

Nachdem Sommaruga sich 
monatelang in Schweigen ge-
hüllt hatte, erklärte sie nun 
kürzlich in einem Schreiben, 
dass sie sich nicht für die über-
gebene Regularisierungsliste 
einsetzen werde.  Währen-
dem sie die Aktivist_innen 
auf die Möglichkeit einer 
individuellen Härtefallrege-
lung vertröstete, anerkannte 
sie im selben Atemzug, dass 
diese Praxis kantonal unter-
schiedlich gehandhabt wird 
und eine enorme Ungleichbe-
handlung bedeutet. Konkrete 
Lösungen wollte sie hierzu 
aber nicht präsentieren. Die-
se negative Reaktion hält die 
Aktivist_innen aber nicht 
davon ab, ihren Kampf gegen 
die Entrechtung und für eine 
kollektive Regularisierung 
fortzusetzen. 

Gründe für eine kollekti-
ve Regularisierung

Sans-Papiers leben nicht am 
Rande der Gesellschaft, son-
dern mittendrin. Die kollekti-
ve Regularisierung trägt die-
ser Tatsache Rechnung: 

- Die kollektive Regularisie-
rung ermöglicht ein würdiges 
Leben als vollwertiges Mit-
glied dieser Gesellschaft und 
ist Bedingung für ein demo-
kratisches Land ohne Exklu-
sion. Sie ist Bedingung für die 
Partizipation aller.

- Die kollektive Regularisie-
rung stützt sich auf Artikel 13 
der universellen Menschen-
rechtserklärung. Jede und 
jeder hat „das Recht, sich in-
nerhalb eines Staates frei zu 
bewegen und seinen Aufent-
haltsort frei zu wählen“.

- Weder die Militarisierung 
der Grenzen, die Einwande-
rungs- und Schwarzarbeits-
kontrollen noch die Lager, 
Ausschaffungssysteme oder 
Rückführungsabkommen 
stoppen die Migration. Die 
kollektive Regularisierung ist 
eine kurzfristige Massnahme 
zu einer kohärenteren und 
glaubwürdigeren Migrations-
politik.

- Die kollektive Regularisie-
rung entschärft Lohndum-
ping und Lohndruck indem 
sie die Konkurrenz zwischen 
ungleich gestellten Lohn-
abhängigen verhindert. Der 
Zugang zu rechtlich gere-
gelten Arbeitsverhältnissen 
schwächt Abhängigkeitsver-
hältnisse und Ausbeutung.

- Die kollektive Regularisie-
rung mindert Ungleichheiten 
zwischen arm und reich, in 
dem sie allen Mitgliedern der 
Gesellschaft Zugang zu den 
Sozialversicherungen und 
dem Bildungs- und Gesund-
heitssystem ermöglicht.

- Als Reaktion auf überlastete 
Asylbehörden, überfüllte und 
unwürdige Asylzentren und 
aufgrund fehlender Rück-
übernahmeabkommen wur-
den in Frankreich, Spanien, 
Italien oder Griechenland 
bereits Regularisierungs-
programme durchgeführt, 
welche hunderttausende 
Sans-Papiers kollektiv regu-
larisierten. Der Europarat 
(2007) und die Eidgenössi-
sche Kommission für Migrati-
onsfragen (2010) anerkennen 
die kollektive Regularisie-
rung als effizientes Mittel der 
Migrationspolitik.

- Populistische Parteien und 
Boulevardmedien profitie-
ren von der Kriminalisierung 
„unechter“ Flüchtlinge. Die 
kollektive Regularisierung 
verhindert die xenophobe 
Stigmatisierung von Illegali-
sierten, welche die gesamte 
ausländische Bevölkerung 
erfasst.

BERN. Illegalisierte haben kei-
ne Lobby. So kämpfen sie auf 
ihre Art und besetzten am 13. 
und 14. März 2012 zusam-
men mit Unterstützenden 
das Generalsekretariat der 
SP Schweiz. Durch diesen 
Akt von zivilem Ungehorsam 
richteten sie sich an eine der 
letzten parlamentarischen 
Parteien, die nicht völlig von 
der xenophoben SVP-Migra-
tionspolitik vereinnahmt ist.

Nach 20 Stunden Besetzung 
erschienen Christian Lev-
rat und Andy Tschümperlin 
zur geforderten Diskussion. 
Eingangs präsentierten sie 
sich als „Partner“ der Sans-
Papiers-Bewegung. Im Ge-
sprächsverlauf zeigte sich 
allerdings, dass zum Thema 
Migrationspolitik bei der SP  
keine klaren grundrechts-
konformen Minimalpositio-
nen vorhanden sind. Die SP 
macht ihre Migrationspolitik 
von politischen Mehrheiten 
abhängig. Deshalb forder-
te Levrat die prekarisierten 
Sans-Papiers auf, für ihre 
Grundrechte und Interessen 
zu lobbyieren. Eine konkre-
te Unterstützung der kollek-
tiven Regularisierung der 
überreichten Liste der 173 
Sans-Papiers sicherte Levrat 
nicht zu.
Er versprach lediglich sich 
im gesetzlichen Rahmen der 
bereits üblichen Härtefall-
prüfung für die Illegalisierten 
einzusetzen und handelt so-
mit entgegen dem Leitspruch 
„FÜR ALLE STATT FÜR 
WENIGE“, der ein Plakat im 
SP-Generalsekretariat ziert. 
Auch wenn es der SP schwer 
fällt sich klar für ein Bleibe-
recht ‘für alle statt für wenige’ 
einzusetzen, so wertete es die 
Bewegung als kleinen Erfolg, 
dass die Partei für die Reise-
kosten des „Besuchs“ aufkam.

BASEL. Seit dem 2. Juni 
bis zum 2. Juli werden 
Sans-Papiers aus ver-
schiedensten Staaten 
in einem gemeinsamen 
Marsch Europa durchque-
ren. Wir haben mit zwei 
Aktivisten aus Frank-
reich und der Schweiz 
gesprochen. Aliou Sow ist 
Sekretär der Coordina-
tion 75 des Sans-Papiers 
(CSP75) aus Paris. Die 
CSP75 wurde unter an-
derem durch eine sechs-
monatige Besetzung des 
CGT (des franzöischen 
Gewerkschaftsbundes) 
bekannt. Aliou wurde auf-
grund langjähriger Mo-
bilisierungen der CSP75 
regularisiert. Jean-Didier 
Mamuidila ist ein Aktivist 
der Bleiberechtbewegung 
Schweiz. Er lebt als abge-
wiesener Asylsuchender 
in einem Nothilfezentrum.

Redaktion: Die Idee des 
Europäischen Marsches 
der Sans-Papiers und der 
Migrant_innen stammt 
von der CSP75. Wie kam 
es bei euch zu dieser Idee?
Aliou: Die CSP hat bereits 
zwei Märsche durchge-
führt. Ein erster Marsch 
unseres Kollektivs fand 
im Mai 2010 statt. Damals 
liefen wir von Paris nach 
Nizza, wo ein Treffen der 
Frankophonie stattfand. 
Wir demonstrierten gegen 
die kollaboristische Hal-
tung der afrikanischen 
Staatsmänner, die der 

europäischen Ausschaf-
fungspolitik nichts ent-
gegensetzen. Eine zweite 
Erfahrung machten wir im 
Februar 2011 in Afrika. 
Eine Delegation unseres 
Kollektivs marschierte von 
Bamako nach Dakar, wo 
das Weltsozialforum statt- 
fand. Wir wollten damit 

in Afrika auf die Lage der 
Sans-Papiers in Europa 
aufmerksam machen. Die- 
ses Jahr wollen wir ge-
meinsam mit Sans-Papiers 
anderer europäischer 
Staaten marschieren.
 
Redaktion: Was fordert 
der Marsch?
Jean-Didier: Es geht uns 
mit dem Marsch darum, 
die kollektive Regulari-
sierung der Sans-Papiers 
zu fordern. Weiter brau-
chen Sans-Papiers das 
Recht auf gute Arbeit, Bil-
dung und Ausbildung und 
den Zugang zum Gesund-
heitssystem.

Aliou: Hinter der kollek-
tiven Regularisierung 
steckt auch die Forde-
rung auf freien Personen-
verkehr für alle. Mit dem 
Marsch wollen wir Gren-
zen überqueren und zei-
gen, dass es sich beim frei-
en Personenverkehr um 
keine Utopie handelt. Un-
sere Forderungen wollen 
wir bis zum Hauptsitz des 
europäischen Parlaments 
in Strassburg tragen. Die 
gewählten Volksvertrete-
rinnen und -vertreter sol-
len uns hören. Nicht zu-
letzt geht es uns mit dem 
Marsch aber auch darum, 
eine allgemeine Diskussi-
on über die Probleme der 
Migrant_innen in Europa 
anzustossen.

Redaktion: Worin beste- 
hen die grossen Herausfor- 
derungen des Marsches?
Jean-Didier: Viele Schwei-
zerinnen und Schweizer 
glauben Sans-Papiers sei-
en Diebe oder Dealer. Die 
grösste Herausforderung 
wird es sein, als Men-
schen betrachtet und be-
handelt zu werden. Weiter 
geht es darum, Verhaftun-
gen von Sans-Papiers zu 
verhindern. Der Marsch 
ist gewaltlos. Wir wer-
den nichts zerstören und 
nichts stehlen. Wir gehen 
auf die Strasse um unsere 
Rechte einzufordern. Wir 
haben dies den Behörden 
in der Schweiz und auf 
europäischer Ebene auch 

kommuniziert. Damit hof-
fen wir, repressive Mass-
nahmen zu vermeiden. 
Aliou: Ein Problem stellt 
die breite Mobilisie-
rung der Sans-Papiers. 
Nach wie vor haben viele 
Sans-Papiers Angst sich 
zu zeigen. Während des 
Marsches soll in den ein-
zelnen Ländern niemand 
zuhause bleiben. 

Redaktion: Wie moti-
viert ihr Sans-Papiers, die 
Angst haben, sich zu mo-
bilisieren? 
Jean-Didier: Ich war be-
reits in Afrika politisch 
aktiv und kämpfte in ei-
nem diktatorischen Staat. 
In der Schweiz spricht 
man von einem Rechts-
staat, trotzdem haben 
Sans-Papiers keinerlei 
Rechte. Trotzdem versu-
che ich sie zu motivieren. 
Ich erkläre ihnen, dass es 
sich um einen demokrati-
schen, gewaltlosen Kampf 
handelt und dass wir ge-
meinsam stärker sind. 
Der Marsch kann uns hel-
fen, uns zu befreien.
Aliou: Sans-Papiers, die 
Angst haben, die Gren-
ze selbst zu überqueren, 
sollen mit ihren Transpa-
renten den Marsch emp-
fangen und lautstark bis 
an die nächste Grenze 
begleiten, wo im nächsten 
Land auf der anderen Sei-
te der Grenze neue Sans-
Papiers diese Aufgabe 
übernehmen werden. 

Redaktion: Wo seht ihr 
im Marsch längerfristige 
Perspektiven?
Aliou: Dieser Marsch wird 
Sans-Papiers-Kollektive 
und NGOs, Gewerkschaf-
ten oder Parteien, die sie 
unterstützen, auf inter-
nationaler Ebene zusam-
menführen. Nach dem 

Marsch wird es darum 
gehen, in jedem Land 
einen weiteren Marsch 
durchzuführen.
Jean-Didier: Ich hoffe, 
dass es möglich sein wird, 
ein internationales Komi-
tee zu schaffen, dass län-
gerfristig bestehen wird. 
Die Probleme der Migra-
tion sind international. 
Wir müssen unseren Wi-
derstand auch entspre-
chend organisieren.
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Bleiberecht für alle Die neuen prekarisierten  
Gastarbeiter_innenBERN. Wer in Bern am Bahnhof 

in ein Tram oder Bus steigt, 
trifft meist auf schwarzhäutige 
Männer in weissen Westen mit 
der Aufschrift „Team Sauber“. 
Diese Männer steigen in Busse 
und Trams ein, beladen mit ei-
nem schwarzen Abfallsack und 
sammeln innerhalb von zwei 
Stationen den von den Passa-
gieren liegen gelassenen Dreck.

Patrick ist auch einer von ihnen. 
Er ist aus dem Kongo, aus poli-
tischen Gründen vor dem Tod 
geflüchtet, in die Schweiz ge-
kommen. Er lebt nun seit vielen 
Jahren hier, hat schon in vie-
len Unternehmen gearbeitet, in 
Bern, aber auch in anderen Kan-
tonen. Seine Arbeitstage zählten 
damals zwölf Stunden, sein Ein-
kommen betrug 2‘500 Franken 
pro Monat. Ferien hatte er kei-
ne. Bei der ersten Krise wurde 
er entlassen. Von einem Tag auf 
den anderen keine Arbeit mehr 
– denn der lasche schweizeri-
sche Kündigungsschutz wird 
noch lascher, wenn man weder 
einen roten Pass, noch eine C- 
oder B-Bewilligung besitzt, son-
dern einen F-Ausweis: vorläufi-
ge Aufnahme.

Mit einem F-Ausweis eine Ar-
beit zu finden ist alles andere 
als einfach, vor allem in Krisen-
zeiten. Patrick jobbt hie und da 
für kleine Unternehmen, doch 
stets als Tagelöhner. Bis er in 
die Sozialhilfe abrutscht. Als 
Flüchtling bekommt man dann 
auch dreissig Prozent unterhalb 
der vorgesehenen Ansätze. Den 
Rest muss man sich mit workfa-
re dazuverdienen. So ist Patrick 
zu Team Sauber gestossen, dem 
Arbeitsprogramm für Flüchtlin-
ge und Asylsuchende der Region 
Bern. Vier Stunden täglich, fünf 
Tage die Woche, jede Woche, 
jeden Monat, seit vier Jahren. 
Und das alles für 2.25 Fran-
ken die Stunde, höchstens 200 
Franken pro Monat. 

Patrick versteht, warum er die-
ses Programm besuchen muss. 
Einerseits sei es für BernMobile, 
die Stadt und den Kanton öko-
nomisch rentabel, Flüchtlinge 
wie Sklaven zu behandeln. An-
dererseits habe diese Anstellung 
aber auch einen disziplinieren-
den Effekt auf alle Erwerbstäti-
gen: „Wir leben euch vor, wo ihr 
landet, wenn ihr nicht jeden Tag 
Leistung erbringt“ sagt er.

Wie der letzte 
Dreck

BERN. Die vorläufige Aufnahme 
(Ausweis F) ist ein Status, der 
jederzeit wieder aufgehoben 
werden kann. Schon seit ei-
nigen Jahren versteht es die 
Schweizer Wirtschaft auf der 
Grundlage dieser Unsicherheit 
Profite zu erwirtschaften. Seit 
einigen Jahren nämlich ha-
ben vorläufig Aufgenommene 
die Möglichkeit zu arbeiten. 
Aufgrund ihres temporären 
Aufenthaltsstatus arbeiten sie 
aber in höchst prekären Be-
schäftigungsverhältnissen: 
Schlechte Löhne, unsichere 
Arbeitsverhältnisse, schwie-
rige Arbeitsbedingungen, un-
bezahlte Überstunden und 
keine Kontrolle über ihre 
Arbeitssituation. Vorläufig 
Aufgenommene werden auf- 
grund ihrer Herkunft und 
ihres Aufenthaltsstatus auf 
dem Arbeitsmarkt stigmatisi-
ert und diskriminiert. All dies 
ist aber kein Zufall, sondern 
widerspiegelt das Vorhaben, 
den Arbeitsmarkt mit flexi-
bel einsetzbaren und billigen 
Arbeitskräften zu versorgen. 
Diese finden die Unternehm-
en unter den Arbeitnehmen-
den mit unsicherem Aufen-
thaltsstatus. Was früher den 
Gastarbeiter_innen vorbehal- 
ten war, übernehmen heute 

vorläufig aufgenommene und 
asylsuchende Personen: Über 
ein Drittel von ihnen arbeitet 
im Gastgewerbe und in privat-
en Haushalten. Die restlichen 
Personen sind vor allem in der 
Reinigung oder im Baugewer-
be beschäftigt. Dies selbst 
dann, wenn sie über gute beru-
fliche Qualifikationen oder 
eine Ausbildung aus ihrem 
Herkunftsland verfügen, Aus- 
und Weiterbildungen bleiben 
den meisten verwehrt. Vor-
läufig Aufgenommene müssen 
mit der täglichen Angst leben, 
ausgeschafft zu werden. Da 
sie in eine unsichere Zukunft 
blicken und ihre Lebenspla-
nung sich äusserst schwierig 
gestaltet, begegnen sie ihrer 
Ausbeutung selten mit Wid-
erstand. Eine Verbesserung 
ihrer arbeitsmarktlichen Situ-
ation oder ihrer Lebensbedin-
gungen liegt denn auch nicht 
im Interesse des Staates oder 
der Unternehmen. Dies würde 
nämlich einerseits die Schmä-
lerung der Profite bedeuten, 
andererseits könnten vorläu-
fig Aufgenommene ihre Hoff-
nung und ihren Glauben an 
die Zukunft stärken und somit 
würde die Möglichkeit einer 
kollektiven Auflehnung gegen 
die Unerträglichkeit erhöht.

Die vorläufige Aufnahme  
(Ausweis F) ist eine so ge-
nannte Ersatzmassnahme. Sie 
wird angewendet, wenn Per-
sonen aus der Schweiz weg-
gewiesen wurden, aber der 
Vollzug der Wegweisung un-
zulässig (Verstoss gegen Völ-

kerrecht), unzumutbar (kon-
krete Gefährdung der Person 
aufgrund von Krieg, Bürger-
krieg, allgemeiner Gewalt 
und medizinischer Notlage im 
Heimat- oder Herkunftsstaat) 
oder unmöglich ist (vollzugs- 
technische Gründe). 

BERN. Bereits 2001/2002 
trat die Sans-Papiers Be-
wegung durch langfris- 
tige Kirchenbesetzungen 
aus dem Schatten. Als 
Fortsetzung der Sans-
Papiers Bewegung und 
als Reaktion auf die Ver-
schärfung des Asyl- und 
Ausländergesetzes ent-
stand 2006 die Bleibe-
rechts-Bewegung.

Den Auftakt der Bleibe-
rechts-Bewegung mach-
ten 120 Flüchtlinge und 
Solidarische am 19. De-
zember 2007 mit der 
symbolischen Besetzung 
des Grossmünsters in 
Zürich. Ein Jahr später 
wurde die Dynamik der 
Bewegung in Zürich mit 
der zweiwöchigen Beset-
zung der Predigerkirche 
weiter gestärkt. Wäh-
renddessen organisierten 
sich weitere Bleiberecht-
Kollektive in den Städten 
Basel, Bern, Fribourg und 
Lausanne. 

Die autonome Basisbe-
wegung „Bleiberecht für 
alle“ besteht aus Men-
schen, mit und ohne ge-
regelten Aufenthaltssta-
tus. Sans Papiers sollen 
mit eigenen Mitteln für 
ihre Rechte und ihre Au-
tonomie kämpfen und 
durch Selbstorganisation 
als Individuen anerkennt 
werden. 

Die Bleiberecht-Bewe-
gung fordert einen radika-
len Perspektivenwechsel 
in der Migrationspolitik. 
Die weltweiten Migrati-
onsbewegungen führen 
vor Augen, dass Migra-
tion nicht wie ein Was-
serhahn – je nach Bedarf 
– auf- und zugedreht wer-

den kann. Die zunehmen-
den Restriktionen und ge-
setzliche Verschärfungen 
können Menschen nicht 
davon abhalten, Grenzen 
zu passieren. 

„Bleiberecht für alle“ 
fordert die globale Be-
wegungsfreiheit und 
ein Bleiberecht für alle, 
die hier hergekommen 
sind. Um die menschen-
unwürdigen Lebens-
bedingungen der etwa 
300’000 in der Schweiz 
lebenden Sans-Papiers 
zu verbessern, besteht 
das kurzfristige Ziel der 
Bleiberecht-Bewegung 
in einer kollektiven und 
unbürokratischen Regu-
larisierung aller Sans-
Papiers, im sofortigen 
Ausschaffungsstopp, in 
der Abschaffung des Not-
hilfesystems und in der 
Wiedereinführung der 
Sozialhilfe. Der Wider-

stand von „Bleiberecht 
für alle“ richtet sich ge-
gen die Entrechtung al-
ler Migrant_innen. Die 
Bleiberecht-Bewegung 
kämpft für eine ande-
re Migrationspolitik, die 
sich an Menschen und 
nicht, wie die heutige 
an Geld, Angstmacherei, 
Ablehnung und Diskrimi-
nierung orientiert. Lang-
fristig kämpft sie für eine 
Welt ohne nationalstaat-
liche Grenzen und für ei-
nen globalen, freien Per-
sonenverkehr mit allen 
dazugehörigen sozialen 
Rechten. 

Um sich die migrations-
politische Agenda anzu-
eignen, setzt die Blei-
berecht-Bewegung mit 
zivilem Ungehorsam auf 
militante und gewalt-
lose Aktionen. Mit der 
einwöchigen Besetzung 
der „Kleinen Schanze“ 

in Bern wurde Ende Juni 
2010 erstmals eine ge-
samtschweizerische Akti-
on durchgeführt. Neben 
einer Demonstration zum 
Bundesamt für Migra- 
tion (BFM) in Wabern, or-
ganisierte die Bewegung 
damals auf der „Kleinen 
Schanze“ verschiedene 
kulturelle Veranstaltun-
gen und bot eine Diskus-
sionsplattform zu ver- 
schiedenen asyl-migra-
tionspolitischen Themen. 

Die Bleiberecht-Bewe-
gung setzte ihren Wider-
stand auf der „Kleinen 
Schanze“ mit der Aktion 
am 1. August 2010 in Ei-
ken (Kanton Aargau) fort. 
Unter dem Motto „Eiken 
für alle“ feierten die Be-
wohner_innen des Dor-
fes damals nicht nur den 
Schweizer Nationalfei-
ertag, sondern auch den 
850. Geburtstag ihrer 

Gemeinde. Als Festred-
nerin wurde die Bundes-
rätin Eveline Widmer-
Schlumpf eingeladen, 
damalige Vorsteherin des 
Eidgenössischen Polizei- 
und Justizdepartementes 
(EJPD). „Bleiberecht für 
alle“ nutzte den Anlass 
als Plattform, um gegen 
die schweizerische Asyl- 
und Ausländer_innenpo-
litik zu protestieren und 
Widmer-Schlumpf ein 
weiteres Mal mit seinen 
Forderungen zu konfron-
tieren.

Mit dem europäischen 
Marsch der Sans-Papiers 
und Migrant_innen wird 
der Kampf für ein Blei-
berecht für alle und der 
Widerstand gegen die 
europäische Migrations-
politik von verschiedenen 
vernetzten Sans-Papiers-
Gruppen aus ganz Europa 
auf internationaler Ebene 
weitergeführt. Alle sind 
aufgerufen, am europäi-
schen Marsch der Sans-
Papiers und Migrant_in-
nen teilzunehmen und 
sich zu solidarisieren!
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Die politische Organisation 
einer humanitären 
Katastrophe 

Free Basak – 
keine Ausliefe-
rung in die
Türkei!
TÜRKEI. Am 29. Mai 2012 wur-
de Basak Sahin Duman in Zag-
reb von der kroatischen Polizei 
festgenommen. Sie ist türkische 
Staatsangehörige und lebt seit 
2006 mit ihrem deutschen Ehe-
mann in Deutschland. Die kro-
atische Regierung verhaftete 
sie wegen eines internationalen 
Haftbefehls, um sie an die Tür-
kei auszuliefern. Der Haftbefehl 
basiert auf einem Gerichtsur-
teil von 2010, in dem ihr die 
Mitgliedschaft in einer terro-
ristischen Organisation und 
Propaganda für dieselbe Orga-
nisation vorgeworfen wird. 

In der Türkei war sie politisch 
aktiv. Bereits 2004 wurde sie 
mit Anderen bei einer Protest-
aktion gegen die damals neuen 
Anti-Terrorgesetze und gegen 
eine Verschärfung der Haftbe-
dingungen festgenommen. Auf 
dem Weg ins Gefängnis und 
während der dreimonatigen 
Haft wurde sie geschlagen. 
Die Anti-Terrorgesetze zielen 
darauf ab, jede politische Op-
position zu kriminalisieren und 
zum Schweigen zu bringen. Das 
Gericht verurteilte Sahin Du-
man zu sechs Jahren und drei 
Monaten Haft,  für Mitglied-
schaft in einer “terroristischen 
Organisation”. Zusätzlich wur-
de sie zu einer Haftstrafe von 
einem Jahr und drei Monaten 
wegen Propaganda für eine “ter-
roristische Organisation” verur-
teilt. Die einzigen “Beweise” für 
das Urteil war ihre Beteiligung 
an legalen Aktionen und Wahl-
kampagnen. Im Urteil wurde 
der Terrorismusvorwurf kons-
truiert, um legitime politische 
Oppositionsarbeit gegen den 
türkischen Staat zu unterdrü-
cken und zum Schweigen zu 
bringen. 
Aktuell befinden sich weit über 
10.000 Menschen in türkischen 
Gefängnissen. Nach Aussagen 
von internationalen Menschen-
rechtsorganisationen ist die 
Türkei eines der repressivsten 
Regime der Welt. Gefangene 
sind dort nach wie vor der Folter 
ausgeliefert. 
Seit ihrer Festnahme gab es 
grosse Solidarität auf interna-
tionaler Ebene. Die kroatische 
Regierung wird aufgefordert, 
sie sofort freizulassen und die 
deutsche Regierung wird aufge-
fordert, alle Hebel für ihre Frei-
lassung in Bewegung zu setzen. 

EUROPA. Während das 
Kapital weltweit immer 
freier zirkuliert, wird 
die Bewegungsfreiheit 
der Menschen repressiv 
eingeschränkt. Tausen-
de sterben jährlich beim 
Versuch sich innerhalb 
der Festung Europa nie-
derzulassen.

Das European network 
against nationalism, ra-
cism, fascism and in 
support of migrants and 
refugees führt seit 1993 
eine Liste der verstorbe-
nen Opfer der europäi-
schen Migrationsregime. 
Dokumentiert werden 
Todesfälle von Personen, 
die an der Aussengren-
ze des Schengenraumes, 
in (halb-)geschlossenen 
Asyllagern oder während 
Ausschaffungen ums Le-
ben kamen. Am 29. Januar 
2012 wurde der 16′136. 
Todesfall verzeichnet. Ein 
junger Iraner erhängte 
sich in Würzburg in ei-
nem Asylheim. Offizielle 
Zahlen gibt es kaum. Die 
NGOs decken nur die Spit-
ze eines schrecklichen 
Eisberges auf. 

Im 2008 unterzeichneten 
„Europäischen Pakt zu 
Einwanderung und Asyl“ 

finden sich die offiziellen 
Prinzipien dieses mör-
derischen Migrations-
regimes: «Null-Einwan-
derung ist illusorisch. 
Strukturierte und re-
gulierte Migration hin-
gegen kann als Chance 
verstanden werden, denn 
es handelt sich hierbei 
um wachstumsfördernde 
Faktoren».

Um diese Chance zu rea-
lisieren, fusst die Festung 
Europa auf fünf Säulen: 
(1) Wirtschaftliche und 
beschäftigungspolitische 
Regulation der Einwan-
derungsströme
(2) Konsequente Aus-
schaffung der abgewiese-
nen Asylsuchenden und 
Sans-Papiers 
(3) Starke und koordi-
nierte Grenzkontrollen
(4) Vereinheitlichte Asyl-
verfahren
(5) Kopplung der Ent-
wicklungshilfe an eigen-
nützliche politische Ziele 
Das Programm schafft 
eine scharfe Trennung 
von legaler und illega-
ler Migration. Im Innern 
der „Festung“ werden 
exterritorialisierte Inter-
nierungslager, Ausschaf-
fungsgefängnisse oder 
Asylanlagen geschaffen, 

in denen Menschen, die 
nicht als offiziell anwe-
send gelten, ihrer Grund-
rechte beraubt werden. 
Über das Schengener In-
formationssystem (SIS), 
ein polizeiliches Daten-
system und das biome-
trische Visa-Informati-
onssystem (VIS) werden 
Migrant_innen gesamt-
europäisch zentralisiert 
erfasst und verwaltet. An 
der Aussengrenze wächst 
eine Festungsmauer. Die 
Festung Europa macht 
aus der Kontrolle der 
Grenzen und der Verwal-
tung der Migration ei-
nen Machtgegenstand. 
Auf der Strecke bleiben 
das Asylrecht der Genfer 
Flüchtlingskonvention 
und das Menschenrecht 
„sich innerhalb eines 
Staates frei zu bewegen 
und seinen Aufenthaltsort 
frei zu wählen“ (Art.13).
Das Netzwerk Migreurop 
spricht in diesem Zusam-
menhang von der Exter-
nalisierung der Grenz-
kontrollen. Diese Praxis 
ist seit den 90er Jahren 
bekannt. Damals liessen 
sich Polen, Tschechien, 
die Slowakei und Ungarn 
in die interessensgelei-
tete Überwachung ihrer 
Westgrenzen einspannen, 

um damit ihre Aufnahme 
in die EU zu erreichen. 
2004 sprach der dama-
lige Bundesrat Blocher 
davon, die Armee zur 
Einrichtung von Flücht-
lingslagern in Nordafri-
ka einzusetzen und der 
sozialdemokratische Otto 
Schilly, damals deutscher 
Innenminster, erklärte, 
dass Afrikas Probleme in 
Afrika gelöst werden sol-
len. Mit dem Haager Pro-
gramm zur Stärkung von 
Freiheit, Sicherheit und 
Recht kommt es 2005 
zum Dammbruch. We-
sentlich an der Externa-
lisierung der Grenzkont-
rollen sind:

Die Militarisierung und 
Technisierung der Grenz-
kontrollen: Der «Schutz 
der Außengrenzen“ er-
füllt seit 2005 die «Agen-
tur für die operative Zu-
sammenarbeit an den 
Aussengrenzen» (Frontex). 
Migrant_innen sollen be-
reits ausserhalb der EU 
abgefangen und geprüft 
werden. In Küstengebieten 
werden laufend Radaran-
lagen installiert. Zudem 
wird der Seeweg nach 
Spanien und Italien durch 
Frontex-Kontrollen auf of-
fener See dichtgemacht. 

Die Vereinnahmung von 
Nicht-EU Staaten als 
Pufferzone: Grenz- und 
Transitländer werden ge-
drängt, sich stärker bei 
der Kontrolle der Migrati-
on zu beteiligen. Dadurch 
soll die „zirkuläre Migra-
tion“ gefördert werden: 
Qualifizierte Arbeitskräf-
te aus Drittstaaten dür-
fen in den Schengenraum 
einwandern und die Ent-
wicklungshilfe wird er-
höht, dafür beteiligt sich 
der Drittstaat an der Ein-
dämmung der Einwan-
derung durch stärkere 
Grenzkontrollen und die 
Rücknahme von „illegal“ in 
die EU Eingewanderten. 

So ging die EU 2007 
mit Marokko eine so ge-
nannte Migrationspart-
nerschaft ein. Bis zum 
Sturz von Gaddafi war 
auch Lybien ein Beispiel 
für die Einbeziehung von 
Ländern in das europäi-
sche Überwachungs- und 
Kontrollsystem. Seit 2003 
wurden durchschnittlich 
50′000 Menschen nach 
Libyen abgeschoben. Vor 
allem Italien hatte der 
ehemaligen Kolonie rie-
sige Geldsummen für den 
Bau von Abschiebelagern 
und Rückführungen an-

geboten. Heute erfüllt die 
Türkei diese Funktionen. 
Die Errichtung von La-
gern rund um die Aussen-
grenze: Lager wurden 
zum privilegierten Inst-
rument der Verwaltung 
von Migrant_innen. Mi-
grant_innen werden die-
sen ohne richterlichen 
Beschluss zugewiesen. 
Das „Delikt“ der Migra-
tion führt zu menschen-
unwürdigen Behandlun-
gen. Die Anwendung von 
physischer und psychi-
scher Gewalt gehört zum 
Organisationsprinzip. Die 
Bewegungsfreiheit wird 
nicht nur in geschlos-
senen, sondern auch in 
halbgeschlossenen oder 
sogenannt offenen La-
gern eingeschränkt. Pri-
vatsphäre existiert kaum. 
Obwohl Lager immer ei-
nen provisorischen Cha-
rakter aufweisen, blei-
ben die Menschen immer 
langfristiger in ihnen „ge-
fangen“. 

Rassismus und 
Xenophobie 
Das europäische Grenzre-
gime vermittelt die Illusi-
on einer technokratischen 
Kontrolle der weltweiten 
Migrationsbewegungen. 
Die unkontrollierbare Re-

alität wird offiziell ausge-
blendet. Migration wird 
zur Straftat deklariert 
und Migrant_innen als 
Kriminelle stigmatisiert. 
Die Wahlerfolge der Gol-
denen Morgenröte und 
die faschistischen Aktio-
nen in Griechenland, das 
staatsrassistische Regime 
Ungarns oder die salon-
fähigen rechtpopulisti-
schen Parteien Westeu-
ropas sind Folgen dieser 
politischen Organisation 
einer humanitären Kata-
strophe. 

Es zeigt sich, dass migra-
tionspolitischer Utilita-
rismus und das Aufkom-
men von Xenophobie und 
Rassismus zusammenge-
dacht werden muss. 
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Einsätze auf See Lancierung der 
Kampagne 
„Ungerechtigkeit 
entsorgen“
SCHWEIZ. Die Stiftung „Umwelt-, 
Tier- & Menschschutz“ lanci-
ert die landesweite Kampagne 
für einen sorgfältigen Umgang 
mit Gerechtigkeit zusammen 
mit Kommunen und den kan-
tonalen Ämtern. Die Kampagne 
mit dem Motto „Ungerechtig-
keit entsorgen” hat zum Ziel, 
die Bevölkerung für einen sorg-
fältigen Umgang mit toxischen 
Gütern wie Xenophobie oder 
Fremdenfeindlichkeit zu sensi-
bilisieren. Während zwei Jahren 
werden Gemeinden gross ange-
legte Sonderdeponien errichten. 
Zusätzlich werden Bürger_in-
nen dazu aufgerufen, selbst 
Initiative zu ergreifen und vor 
ihren Häusern Container bere-
itzustellen. Leer herumliegende 
Feindbilder müssen korrekt 
entsorgt werden: Sie gehören 
zurück zur Verkaufsstelle der 
SVP oder zur Sonderabfall-
Sammelstelle. Gleiches gilt für 
das wuchernde Saatgut anderer 
Angstproduktionsfirmen, die 
dank der Weltwirtschaftkrise 
über Jahre hinweg zuverlässige 
und nachhaltige Ängste produz-
iert, die immer wieder für real-
politische Zwecke zum Einsatz 
kommen. 
Bereits kleinste Mengen von 
Raben und Schaf-Ästhetik kön-
nen grosse Schäden hervor-
rufen. In der Schweiz werden im 
Siedlungsgebiet jährlich mehr 
als 2000 Tonnen rassistischer 
Plakate aufgefunden. Die Bilder, 
die dadurch in die Öffentlichkeit 
geraten vergiften die Kausal-
wässer. Des Weiteren belastet 
das Wuchersaatgut zwischen-
menschliche Beziehungen und 
den Boden, es kann im Trink-
wasser oder in unseren Lebens-
mitteln wieder auftauchen und 
bewirkt einen massiven Rück-
gang der allgemeinen Selbst-
bestimmung.
Gemeinden, Schulen und Ver-
eine können sich der Kampagne 
anschliessen. Unterstützung 
erhalten sie bei sozialen Bewe-
gungen. Dort gibt es Ideen für 
Aktion und Reflexion. Weitere 
Ratgeber sind sie selbst und die 
Menschen im Umfeld, die der 
parlamentarischen Politik nicht 
nur misstrauen, sondern diese 
Stellvertreter-Politik grundsät-
zlich hinterfragen. Selbstver-
waltete Betriebe und Gemein-
schaftsprojekte stehen Ihnen  
mit Rat und Tat zur Verfügung. 

AFRIKA. Endlich Ferien! 
Während wir unseren Urlaub 
in ferne Länder planen und von 
den etlichen Spezialangeboten 
in Nordafrika profitieren, ster-
ben täglich Menschen beim Ver-
such, das Mittelmeer Richtung 
Westeuropa zu durchqueren. 
Die Helden des Tahrir-Platzes, 
die die Überfahrt schaffen, mu-
tieren dabei quasi über Nacht 
zu Profiteure, die unsere Gast-
freundschaft auszunutzen ver-
suchen. Als Unterzeichnerin 
der Schengener und Dubliner 
Verträge und aktives Mitglied 
der europäischen Grenzagentur 
Frontex zeichnet sich auch die 
Schweiz verantwortlich für diese 
Toten. Allein 2011 starben über 
1500 Personen beim Versuch, 
das Mittelmeer zu überqueren.
Spätestens im Juli werden Tau-
sende von „Harragas“ wieder 
den Schwumm über das Mittel-
meer wagen. Ihnen stehen eine 
Unzahl Drohnen, Radars und 
Kriegsschiffe gegenüber. Die 
offizielle Schweiz beteiligt sich 
aktiv daran und macht darüber 
hinaus nicht nur Druck auf Ita-
lien, Gestrandete zurück zu neh-
men, die sich bis zu uns durch-
schlagen konnten: Unlängst 
akzeptierte die neue tunesische 
Regierung ein Rückübernahme-
Abkommen mit der Schweiz, 
das bis heute geheim gehalten 
wird. Wir fragen: Was gibt es da 
zu verstecken?
Es hat noch freie Plätze!
In Sorge um das Leben der Mu-
tigen, die dennoch zur Flucht 
ansetzen und in die Mühle der 
Migrationskontrolleure geraten, 
haben sich verschiedene euro-
päische Nichtregierungsorgani-
sationen zur Kampagne „Boats 
4 People“ zusammen getan. Am 
1. Juli brechen mehrere Schiffe 
von Cecina über Palermo nach 
Tunesien auf, nicht nur um die 
Aufmerksamkeit der europäi-
schen und nordafrikanischen 
Bevölkerung auf diese Tragödie 
zu lenken, sondern auch um 
praktische Hilfe zu leisten bei 
Meldungen von Flüchtlingsboo-
ten und Schiffbrüchigen.
Vom 8. bis 16. Juli gibt es die 
Möglichkeit, in Monastir und 
Tunis das Land von einer ande-
ren Seite und Aktive von beiden 
Seiten des Mittelmeeres kennen 
zu lernen. Zum Abschluss rei-
sen wir nach Lampedusa, wo ab 
dem 19. Juli ein Filmfestival zu 
Migration beginnt. An der Mit-
fahrt Interessierte melden sich 
bei contact@boats4people.org. 

Alternativ-Ferien 
am Mittelmeer

EUROPA. Im Mai des 
Jahres 2005 begann die 
europäische Grenzschut-
zagentur Frontex mit 
einzelnen Pilotprojekten. 
Heute ist Frontex im mi-
litarisierten Dauereinsatz 
gegen Flüchtlinge und 
Migrant_innen, sei es an 
den See- oder Landau-
ssengrenzen oder in der 
Koordination von Char-
terabschiebungen. Fron-
tex ist die treibende Kraft 
zur Verschärfung einer 
repressiven Migrations-
kontrolle, sogar über 
die EU-Grenzen hinaus. 
Frontex symbolisiert ei-
nen der zentralen Gegen-
spieler im Kampf für glo-
bale Bewegungsfreiheit. 

Für Frontex haben die 
Seegrenzen eine beson-
dere Bedeutung, schon 
seit der Einrichtung der 
Agentur im Jahre 2004. 
Die besondere Aufmerk-
samkeit, die Frontex den 
Seegrenzen widmet, mag 
mit deren speziellen Cha-
rakter zusammenhängen: 
es gibt dort keine klare 
Linie mit Grenzposten 
und -pfosten. Vielmehr 
bleibt das Meer ein wei-
tes, diffuses Areal, eine 
„fliessende Grenze des 
Rechtsraums“, ein idea-
les Experimentierfeld für 
eine Agentur, die beab-
sichtigt, eine neue Form 
von Grenzmanagement 
zu erfinden, zu testen und 
letztlich zu etablieren. 
Die Rechte und häufig 
auch das Leben der Mig-
rant_innen gehen in die-
sen Prozessen verloren. 
Tausende sterben auf See 
nach oder bei illegalen 
Rückschiebungen, das 
Abfangen und „Umdre-
hen“ der Bootsflüchtlinge 

ist das tägliche Geschäft 
von Frontex: vor den Küs-
ten Westafrikas, im Mit-
telmeer oder in der Ägä-
is. Natürlich spielen die 
spanischen, italienischen 
oder griechischen Grenz-
polizeien eine zentrale 
Rolle bei der Blockierung 
und Rückschiebung von 
Flüchtlingen und Mig-
rant_innen nach Senegal, 
Libyen oder in die Türkei. 
Aber die militarisierte 
Frontex-Armada toleriert 
nicht nur diese lebensge-
fährlichen Praktiken der 
Menschenjagd und un-
rechtmässigen Abschie-
bungen. Frontex mode-
riert, koordiniert und 
bilanziert auch den Krieg 
gegen Flüchtlinge und 
Migrant_innen in der Ab-
sicht, ein Abschreckungs-
regime zu installieren.

EuroSur ist der Name 
eines ambitionierten um-
fassenden europäischen 

Überwachungssystems, 
für das alle technischen 
Möglichkeiten zum Ein-
satz kommen sollen. Sa-
telliten und Drohnen, jede 
verfügbare technische 
Ausrüstung soll genutzt 
und in diesem System „in-
tegriert“ werden. High-
Tech-Firmen werden 
aufgefordert, passende 
Instrumente zu entwik- 
keln. 

Frontex hat in den ver-
gangenen Jahren gelernt 
und versucht, sein zu-
nehmend ramponiertes 
Image neu aufzupolieren 
und stellt sich als neu-
trale Dienstleistungs-
agentur dar, die lediglich 
Technologien bereitstellt, 
um eine „bestmögliche 
Anwendung“ zu ermög-
lichen. Sie bedient sich 
des Menschenrechtsdis-
kurses und gibt vor, dass 
ihre Massnahmen der 
Rettung von Bootsflücht-

lingen dienen. Aber die-
se Worthülsen können 
die eigentlichen Misseta-
ten nicht verdecken. Sei 
es gegen Menschen ohne 
Papiere innerhalb der EU 
oder gegen Bootsflücht-
linge an den Aussengren-
zen. 

Eine der Aufgaben, für 
die Frontex bekannt ist, 
ist das Abfangen von Mi-
grant_innen durch ge-
meinsame Patrouillen 
und Operationen an den 
EU-Grenzen.

Aber eines der Hauptpro-
bleme ist: Was machen 
EU-Mitgliedsstaaten mit 
den „abgefangenen“ Mi-
grant_innen? Sie in das 
Nicht-EU-Land zurück-
zuschieben, aus dem sie 
kommen, ist nicht so ein-
fach, wenn es kein Rück-
übernahmeabkommen 
gibt, insbesondere für 
Transitmigrant_innen.

Ausserdem gibt es Kritik 
von Menschenrechtsor-
ganisationen, dass jedes 
„refoulement“ (Rück-
schiebung) von Migrant_
innen, die „wirkliche“ 
Flüchtlinge/Asylsuchen-
de sein könnten, illegal 
ist. 

Dies sind Gründe, war-
um EU-Mitgliedsstaaten 
eine Reihe von Mass-
nahmen erfunden ha-
ben, um Migrant_innen 
abzuschieben. Frontex 
begann, solche Mass-
nahmen zu koordinieren 
und zu verbessern, durch 
Organisation von Fortbil-
dungen zur Durchfüh-
rung von Verhören und 
Charterabschiebungen 
und durch Personalaus-
tausch. Seit 2006 ist 
Frontex direkt beteiligt 
bei Charterabschiebun-
gen. In Griechenland be-
gann Frontex 2009 ein 
Projekt zum Aufbau von 

Kapazitäten zur Rück-
führung, genannt Attica. 
Das Pilotprojekt lief drei 
Monate lang, während 
derer ein voll funktions-
fähiges Rückführungs- 
und Koordinationszent-
rum aufgebaut wurde.

Griechenland begann 
mit der Beteiligung an 
gemeinsamen Sammel-
abschiebungen nach Ni-
geria und Georgien. Auf 
griechischen Inseln wie 
Lesbos und Samos geben 
sich Frontex-Mitarbei-
tende als Journalisten, 
Menschenrechtler oder 
Dolmetscher aus und 
versuchen so, die Staats-
angehörigkeit von Mig-
rant_innen ohne Papiere 
herauszufinden und/oder 
zu ändern und das Alter 
von Minderjährigen he-
raufzusetzen, um ihre 
Abschiebung möglich zu 
machen. Neu ist, dass 
ein solches „Screening“ 
schon stattfindet, bevor 
Migrant_innen Asylan-
träge stellen können, 
was bedeutet, dass die-
jenigen, die in Europa 
nicht erwünscht sind, 
direkt nach der Ankunft 
zur Abschiebung aussor-
tiert werden. Regierun-
gen geben vor, damit die 
Bedingungen internati-
onaler Menschenrechts-
abkommen zu erfüllen, 
aber tatsächlich ist dies 
nur eine Modernisierung 
des repressiven und se-
lektiven Migrationsre-
gimes.
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Spendenaufruf
Spenden Sie jetzt an die Internationale Koalition der Sans-Papiers und der Migrant_innen (IKSM) und helfen Sie mit 
gegen den Virus des Rassismus und der Xenophobie zu kämpfen!
Für die Würde und die Rechte der Sans-Papiers und der Migrant_innen.
IBAN : CH47 0900 0000 1289 0454 0

Liberalisierung des 
Asylwesens
ZÜRICH. Die ORS Ser-
vice AG ist eine private 
Dienstleistungsfirma, die 
im Auftrag des Kantons 
und des Bundes für die Be-
treuung und Unterbrin- 
gung von Asylsuchenden 
und vorläufig Aufgenom-
menen aufkommt. 

Ihre zentrale Aufga-
be, so steht es auf ihrer 
Homepage, sei die „zu-
verlässige Betreuung 
und menschlich korrekte 
Behandlung von Asylsu-
chenden“. In erster Linie 
ist die ORS Service AG 
aber eine gewinnorien-
tierte Aktiengesellschaft, 
im Jahr 2010 erwirt-
schaftete sie 55 Millio-
nen Franken. Seit den 
1990er Jahren profitiert 
das Unternehmen von 
der Privatisierung und Li-
beralisierung staatlicher 
Aufgaben. Die Kantone 
und der Bund vergaben 
immer mehr Aufträge 
an die ORS Service AG, 
dadurch wurden Hilfs-
werke als dienstleistende 
Non-Profit Organisatio-
nen vom neugeschaffe-
nen Markt verdrängt. 
Das Outsourcing von 
staatlichen Aufgaben an 
private gewinnorientier-
te Dienstleistungsfirmen 

bedeutet eine zuneh-
mende Privatisierung des 
Asylbereichs. Im Kanton 
Bern, beispielsweise, wa- 
ren bisher zwei andere 
Organisationen für die Be- 
treuung und Unterbrin-
gung von Asylsuchenden 
zuständig: Die Heilsar-
mee Flüchtlingshilfe und 
die Organisation „Asyl 
Biel und Region“. Beides 
sind Non-Profit Organisa-
tionen mit langer Tradi-
tion im Flüchtlings- und 
Asylwesen. Der Kanton 
hat aus unerfindlichen 
Gründen seit diesem Jahr 
den Auftrag für die Zivil-
schutzanlage „Hochfeld“ 
der ORS Service AG über-
geben. Damit schafft er 
eine Konkurrenzsituation 
und erhöht den Wettbe-
werb unter den Organi-
sationen im Asylbereich. 
Die Kriterien des Wett-
kampfs sind Effzienz,  
Loyalität gegenüber der 
Politik des Arbeitgebers 
und möglichst kosten-
günstige Unterbringun-
gen, damit der Kanton 
seine Sparmassnahmen 
im Asylbereich umsetzen 
kann. 
Im Zuge der Teilrevision 
des Asylgesetzes im Jah-
re 2006 stand in der Bot-
schaft des Bundesrates, 

dass sowohl institutio-
nelle wie auch finanzielle 
Anreize für Kantone und 
Asylsuchende geschaffen 
werden müssen. Für die 
Kantone braucht es An-
reize, die harte Linie kon-
sequent umzusetzen und 
effzient wegzuweisen.
Für Personen, die Asyl 
beantragen oder deren 
Asylantrag abgelehnt 
wurde, sollen Anreize 
bestehen, damit sie selb-
stverantwortlich wieder 
ausreisen. Personen, 
die längere Zeit in der 
Schweiz bleiben dürfen, 
sollen dazu angeregt 
werden, Selbstverant-
wortung in Bezug auf 
ihren Aufenthalt zu über-
nehmen. 
Der Staat versucht durch 
Anreize die Institutionen 
und Menschen zu len-
ken. Was eigentlich un-
ter demokratische Obhut 
gehört, wird der Profit-
logik unterworfen – die 
loyalste und vor allem 
kostengünstigste Firma 
erhält die Aufträge im 
„Asylbusiness“.  Wie die 
Asylsuchenden behan-
delt und ob die Men-
schenrechte eingehalten 
werden, spielt dabei ke-
ine Rolle. Asylsuchende 
werden als Ware be-
trachtet, hin- und herge-
schoben und unter unan-
nehmbaren Bedingungen 
untergebracht. Solange 
Sparwille und Effzienz  
feststellbar sind, ge-
ben sich der Kanton und 
der Bund zufrieden und 
scheren sich nicht um 
eine korrekte menschen-
würdige Behandlung der 
Asylsuchenden.

BASEL. Am 21. Juni ereignete sich  
an der Otterbachgrenze, unweit 
vom Ausschaffungsgefängnis 
Bässlergut ein tragischer Zwi-
schenfall: 5 Minuten vor 12 
kam es zu einer Massenselbst-
hängung sogenannter Gross-
konzernflaschen. Augenzeugen 
schildern, dass sich die Flaschen 
erst auf einer nahegelegenen 
Waldlichtung versammelten, 
um einer Wachstumspredigt des 
Oberflaschenpropheten Nest-
lé zu lauschen. Ohne Rücksicht 
auf die anwesenden Flücht-
linge aus dem nahegelegenen 
Empfangszentrum, holten sie 
Anlauf zum gemeinsamen Auf-
schwung und landeten auf den 
Ästen der umliegenden Bäume. 
Sie legten sich eine Schlinge um 
den Hals, die sie an den oberen 
Ast-Etagen befestigten und be-
gannen an den Ästen zu sägen, 
auf denen sie sassen. Als sich 
die Äste lösten, kam es zur Mas-
senselbsthängung. Die ebenfalls 
anwesende Polizeipatrouille, die 
eigentlich vorbei kam, um Asyl-
suchende zu jagen, konnte nicht 
eingreifen, weil sie von einer 
friedlichen Party mit fröhlichen 
Gästen abgelenkt war, die un-
bedingt sofort beendet werden 
musste, da es das Gesetz verbie-
tet, dass Menschen ohne staatli-
che Kontrolle abseits der Basler 
Fasnacht zusammen feiern. 
Aus einem Erklärungsschrei-
ben der suizidären Flaschen, 
das kurz danach im Internet 
auftauchte, geht hervor, dass es 
sich um Anhänger der ominösen 
Wasserhandel und Wirtschafts-
sekte Nestlé, Novartis, Banken 
& Co handelte, welche blinde 
Profitgläubigkeit vertritt. Die 
Verfasser des Schreibens haben 
sich selbst geopfert, weil sie de-
monstrieren wollten, dass die 
masslose Profitgier nur funkti-
oniert, wenn man konsequent 
über Leichen geht – notfalls 
auch mit dem Einsatz des eige-
nen Lebens. Als symbolischen 
Ort hätten sie die Nachbarschaft 
der Zwangsunterbringungen 
für Flüchtlinge gesucht, weil es 
einen direkten Zusammenhang 
zwischen den Erfolgszahlen der 
europäischen Multis und der 
prekären Migration gibt. Das 
Credo lautet: wer Wasser im-
portiert und Waffen exportiert 
oder sonstige gewissenlose Ge-
schäfte mit Kleptokraten macht, 
importiert Kriegs-und Armuts-
migration.

Grosskonzern-
Flaschen

Marsch der Sans-Papiers und Migrant_innen in der 
Schweiz:  21. - 25. Juni  2012 
Basel – Bern –  Wünnewil

Donnerstag, 21. Juni: 
Strecke Freiburg (D) – Basel 
11:00 Uhr : Grenzüberschreitender antirassistisch-
er Lauf (Zoll Otterbach)
12:00 Uhr : Empfangsfest bei der Bblackboxx 
(Freiburgerstrasse 36)

Freitag, 22. Juni: 
Aktionstag in Basel
Migrationspolitischer Stadtrundgang in Basel
10:00 Uhr: Treffpunkt NT Areal

Samstag, 23. Juni: 
Strecke Basel – Bern und 
Demo in Bern

Grossdemonstration: Stopp der Menschenverach-
tenden Migrationspolitik!
12:00 Uhr: Treffpunkt vor der ORS-Notunterkunft 
an der  Hochfeldstrasse 42, Bern

Sonntag, 24. Juni : 
Marsch Bern –  Wünnewil und Solidaritätscamp in 
Wünnewil 
11:00 Uhr: Abmarsch ab Bern, Schützenmatte, 
Richtung Wünnewil
Solidaritätscamp um die ORS-Notunterkunft in 
Wünnewil, Freiburg

Montag, 25. Juni: 
Strecke Wünnewil – Turin (I) 

Montag, 2. Juli: 
Aktionstag in Genf und  Ankunft in Strassburg

Ablauf des Marsches
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Alex Knoll, Sarah Schil-
liger und Bea Schwager
WISCH UND WEG! 
Sans-Papiers-Hausar-
beiterinnen zwischen 
Prekarität und Selbst-
bestimmung.
Seismoverlag, Zürich  
(Ab Mitte Juli im Buch-
handel)

Mit Hoffnungen und 
Wünschen verlassen 
sie ihr Herkunftsland, 
um sich die Grundla-
ge für eine bessere Zu-
kunft zu schaffen. Hier 
erwartet sie ein Alltag, 
der geprägt ist vom ir-
regulären Aufenthalt, 

von Prekarität in allen 
Arbeits- und Lebens-
bereichen und von der 
Notwendigkeit, das 
Schicksal in die eigenen 
Hände zu nehmen. Die 
Rede ist von den rund 
8’000 Sans-Papiers, 
die im Kanton Zürich 
in schätzungsweise je-
dem 17. Privathaushalt 
meist stundenweise 
als Hausarbeiterinnen 
beschäftigt sind. Mit 
Re in igungsarbe i ten 
halten sie Wohnungen 
in Schuss und tragen 
durch Betagtenpflege 
und Kinderbetreuung ei-
nen beträchtlichen Teil 

zur gesellschaftlichen 
Reproduktionsarbeit 
bei. Sie leben margina-
lisiert, aber dennoch in-
mitten der Gesellschaft. 
Ihre Angst, verhaftet 
und ins Herkunftsland 
zurückgeschickt zu wer-
den, ist omnipräsent. 
Dieses Buch bietet ei-
nen Einblick in ihren 
Alltag und lässt Frauen 
zu Wort kommen, die 
sonst meist ungehört 
bleiben. Dabei werden 
vielfältige Strategien 
des Widerstands und 
des Umgangs mit Preka-
rität sichtbar. Schliess-
lich formuliert das Buch 

politische Perspektiven 
zu irregulärer Migrati-
on und zu Care-Arbeit in 
Privathaushalten.

  WISCH
UND

WEG!Sans-Papiers-
Hausarbeiterinnen 
zwischen Prekarität 
und Selbstbestimmung

Alex Knoll   Sarah Schilliger
Bea Schwager

Obwohl Kanak Attak 
für viele nach Strasse 
riecht, ist es kein Kind 
des Ghettos. So hätten 
es die Spürhunde der 
Kulturindustrie gerne, 
die auf der Suche nach 
authentischem und 
exotischem Menschen-
material sind, das den 
vermeintlich grauen 
Alltag bunter werden 
lässt. Dazu passt die 
Figur des jungen, zorni-
gen Migranten, der sich 
von ganz unten nach 
oben auf die Sonnen-
seite der deutschen Ge-
sellschaft boxt. Was für 
eine rührende neolibe-
rale Geschichte könnte 
da erzählt werden, wie 
sich Wut in produk-
tives kulturelles und 
ökonomisches Kapital 
verwandelt: Eine wah-
re Bereicherung für die 
deutsche Literatur und 
den deutschen Film! 
Ein echter Gewinn für 
den heimischen Musik-
markt! Sie sollen nur 
kommen.

Kanak Attak grenzt sich 
bewusst gegen ein Po-
litikverständnis ab, das 
glaubt, mit Veranstal-
tungen wie dem “Tag 
des ausländischen Mit-

bürgers”, Folklore in 
Maxi-Versionen und hu-
manistischen Kampag-
nen den Dialog und das 
friedliche Zusammenle-
ben zwischen Kanaken 
und der Mehrheitsge-
sellschaft zu fördern. 
Diese Toleranz-Leier 
war zwar nicht ganz um-
sonst. Hansemann und 
Trudefrau wissen inzwi-
schen auch Gyros-Ke-
bab-Chop-Sui zu schät-
zen. Oh là là! Und wenn 
das Wetter gut und das 
Gewissen schlecht ist, 
wird das Auto mit dem 
Aufkleber “Ausländer, 
lasst uns nicht mit die-
sen Deutschen allein!” 
versehen. Kanak Attak 
ist keinE FreundIn des 
Mültikültüralizm. Viele 
Befürworter hat dieses 
Modell aber ohnehin 
nicht mehr. Als ob es 
jemals über den Status 
kommunalpolitischer 
Experimente hinausge-
kommen, ja hegemonial 
gewesen wäre, reden 
Teile des Mainstreams 
inzwischen vom Schei-
tern der multikulturel-
len Gesellschaft. Da 
bleibt die Forderung 
nach assimilierter In-
tegration und Unter-
werfung nicht aus. Man 

selbst ist ja so offen, 
demokratisch, hybrid, 
ironisch. Aber die “An-
deren”! Verschlossen, 
traditionalistisch, sexis-
tisch, humorlos, fana-
tisch - mit einem Wort: 
fundamental ist isch. 
Klar, was den Migran-
ten vor allem fehlt ist 
Toleranz. Und wer sich 
nicht in die offene Ge-
sellschaft eingliedern 
will, der hat im aufge-
klärten Almanya nichts 
verloren. Dabei wird 
die Toleranz aus einer 
dominanten Position ge-
fordert und bestehende 
Herrschaftsverhältnis-
se unterschlagen. Das 
ist eine infame Umkeh-
rung der Verhältnis-
se. Dieser Logik folgt 
auch die Warnung vor 
zu lauter Kritik. Die sei 
nämlich nicht nur unge-
hörig sondern, so wird 
man aufgeklärt, könnte 
Vorurteile bei der deut-
schen Mehrheitsge-
sellschaft produzieren. 
Dies alles weisen wir 
entschieden zurück.

Leseempfehlung:  Vom Staub befreit – gerne 
erinnert die Redaktion an das Kanak Attak Manifest 
aus dem Jahre 1998.
Hier ein Auszug aus dem Manifest.

Das Ende der 
Dialogkultur

SWISS CHARTS - 
Singles Top 15

Kreuzworträtsel

Buchtipp

Nissuno e illegale
Zisa 

Salut à toi
Berurier noir 

L’Opium Du Peuple
René Binamé 

Ouvrez les frontières
Tiken Jah Fakoly 

Le Boxeur
Vladimir Vissotski 

Down Babylon
Steff la Chef 

Réveillez-vous
Keny Arkana 

Bella Ciao
Tonino Carotone 

Erich
Muslüm 

Al-layla gharib
Mohamed Mounir 

Kommen und Gehen
Gerhard Gundermann

Nein, Nein, Wir wollen 
nicht Eure Welt
Klaus der Geiger 

Raise Your Voice
Bad Religion
(with Campino)

2 Minuten Hass
Kaput Krauts 

Rafahafahana
Mahaleo
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Die Schweiz wird von 
einer Kaltwetterfront 
heimgesucht gegen al-
les, was aus dem Süden 
oder Osten kommt. Von 
rechts brauen sich düs-
tere Wolken zusammen, 

die sich immer weiter 
nach links ausbreiten. 
Nach Prognosen von 
Wetterfrosch Dr. Sans-
Papiers kann dies auch 
zu braun verfärbten 
Hasshagelstürmen füh-

ren, die sich überall 
ausserhalb der Aufent-
haltsbewilligungszone 
entladen. Leider trifft 
es auch viele ehemals 
grüne Bäume, die sich 
vorauseilend unter dem 

Hagelkugeln beugen. 
Nur ganz junge grüne 
Sträucher können noch 
Stand halten. 

Allgemeine Lage ganze Schweiz

Kleinanzeigen

Antirassist_innen * Antisex-
isten * Arbeitslose * Aus-
gesteuerte * Alte * Asyl-
bewerber * Asylhabende * 
Antiautoritäre * Ausgegren-
zte * Alleinerziehende * 
Alkoholiker * Ausgeschlos-
sene * Ausgewiesene * Aus-
gebeutete * Antikapitalisten  
* Aufgebrachte * Anders-
denkende * Anderswollende 
* Angekackte * Abers * Al-
lergiker  * Antiaufwärter * 
Abenteurer * Aliens * Angler 
* Astronauten * Aufbauer 
* Abbauer * Azubis  * Alle-
scontainer_innen * Am-
bitiöse * Amöben * Ambiva-

lente * Anrüchige
Interessierte wenden sich 
bitte an die unmittelbare 
Nachbarschaft oder die 
nächste Stammbar, verans-
talten eine Gesprächsrunde 
mit Freunden und Ver-
wandten oder machen ein-
en aktiven Rundgang durch 
die Welt.

Aufruf zum Manifest und 
manifestieren der Aaaaaas*

Donnerstag 
21.Juni:

Am Donnerstag 
zieht ein Strom 
von Sans-Papiers 
und Migrant_innen 
über die Schweizer 
Grenze. Obwohl 
viel Niederschlag 
herrscht, bringen 
sie ein Hoch mit, 
das viel Freuden-
feuer über den 
Widerstand gegen 
ihre Unterdrü-
ckung verbreitet. 
Achtung Wald-
brandgefahr. 

Freitag 
22. Juni: 

Das Wetter ist 
wechselhaft. In der 
Stadt Basel regnet 
es Kritik an diver-
sen neuralgischen 
Orten in Sachen 
Migration. Aufhel-
lung der düsteren 
Aussichten durch 
kollektive Wider-
standsschimmer 
am Horizont.

Samstag 
23. Juni: 

Das Hochdruck-
gebiet breitet sich 
weiter nach Bern 
aus. Kräftige Stür-
me sind zu erwar-
ten gegen den 
negativen Klima-
wandel in der Mig-
rationspolitik. 

Sonntag 
24. Juni: 

In Wünnewil braut 
sich Empörung ge-
gen die Unwetter 
der Gewinnsucht 
der Asylfirma und 
Aktiengesellschaft 
ORS AG zusam-
men, die unter an-
derem auch hier ei-
nen unterirdischen 
Bunker für Flücht-
linge betreibt. 

Detailprognose

Montag 
25. Juni: 

Der Sturm der pre-
kären Migrant_in-
nen verlagert sich 
weiter in Richtung 
Turin. Auch dort ist 
mit einer Kaltwet-
terfront zu rech-
nen. 


